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BEKANNTMACHUNGEN

Aktualisierter einheitlicher 
onkologischer Basisdatensatz 

der Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Tumorzentren e. V. (ADT) 

und der Gesellschaft der 
epidemiologischen Krebsregister 
in Deutschland e. V. (GEKID)

Nach § 3 Absatz 4 Satz 1 des Hamburgischen Krebs­
registergesetzes vom 27. Juni 1984 (HmbGVBl. S. 129, 170), 
zuletzt geändert am 17. April 2018 (HmbGVBl. S. 103, 106), 
hat die klinische Krebsregistrierung auf der Grundlage des 
bundesweit einheitlichen Datensatzes der ADT und 
GEKID zur Basisdokumentation für Tumorkranke und ihn 
ergänzender Module zu erfolgen. Gemäß § 3 Absatz 4 Satz 2 
des Hamburgischen Krebsregistergesetzes vom 27. Juni 
1984 (HmbGVBl. S. 129, 170), zuletzt geändert am 17. April 
2018 (HmbGVBl. S. 103, 106), veröffentlicht die zuständige 
Behörde die jeweils geltende Fundstelle:

Fundstelle der Veröffentlichung des aktualisierten 
einheitlichen onkologischen Basisdatensatzes: BAnz AT 
12.07.2021 B4

Hamburg, den 24. September 2021

Die Behörde für Wissenschaft, Forschung, 
Gleichstellung und Bezirke

Amtl. Anz. S. 1589

Kraftloserklärung einer Genehmigungs- 
urkunde gemäß § 17 Absatz 5 des  

Personenbeförderungsgesetzes (PBefG)
Die am 31. Januar 2019 nach Artikel 4 der VO (EG)  

Nr. 1073/2009 ausgestellten beglaubigten Kopien der Ge­
meinschaftslizenz Nummern D-04-001-P-0010-0001, D-04-
001-P-0010-0002, D-04-001-P-0010-0003, D-04-001-P-0010- 
0004, D-04-001-P-0010-0005 und D-04-001-P-0010-0006, 
ausgestellt auf die Weser-Ems-Busverkehr GmbH, Con­
trescarpe 72, 28195 Bremen, gültig vom 31. Januar 2019 bis 
31. Januar 2029, werden für kraftlos erklärt, weil sie verlo­
ren wurden (§ 17 Absatz 5 PBefG).

Die Gebühren und Auslagen für die Kraftloserklärung 
hat der Unternehmer zu tragen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Veröffentlichung Widerspruch erhoben werden bei 
der Behörde für Verkehr und Mobilitätswende, Rechtsab­
teilung, Referat Verkehrsgewerbeaufsicht, Sachgebiet Auf­
sicht und Genehmigungen, Omnibusverkehr, Raum 
D.0.020, Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg.

Hamburg, den 29. September 2021

Die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende 
– Amt A – Rechtsabteilung – 

Referat Verkehrsgewerbeaufsicht
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Öffentliche Auslegung 
des Antrages auf Einrichtung des 

Innovationsbereiches Rathausquartier
Zur Stärkung des Einzelhandels-, Dienstleistungs- und 

Gewerbezentrums Rathausquartier soll der Innovationsbe­
reich Rathausquartier eingerichtet werden. Die Behörde für 
Stadtentwicklung und Wohnen legt den Antrag der Zum 
Felde BID Projektgesellschaft mbH als Aufgabenträgerin 
gemäß § 5 Absatz 6 des Gesetzes zur Stärkung der Einzel­
handels- und Dienstleistungszentren vom 28. Dezember 
2004 (HmbGVBl. S. 525), zuletzt geändert am 29. Juli 2017 
(HmbGVBl. S. 225), öffentlich aus:

Der Antrag (einschließlich Gebietsabgrenzung, Maß­
nahmen- und Finanzierungskonzept) wird in der Zeit vom 
18. Oktober 2021 bis einschließlich 17. November 2021 bei 
der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Neuenfel­
der Straße 19, 21109 Hamburg, im Foyer, öffentlich ausge­
legt und kann dort an den Werktagen (außer sonnabends) 
während der Dienststunden eingesehen werden.

Für den Auslegungsraum und die Wartebereiche sind 
die einschlägigen Regelungen der Verordnung zur Eindäm­
mung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der 
Freien und Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS- 
CoV-2-Eindämmungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO) in der jeweils geltenden Fassung zu beach­
ten. Wartezeiten sind möglich. Auskünfte werden unter der 
Telefonnummer 040 / 4 28 40 - 22 55 erteilt. Der Antrag kann 
außerdem im Internet unter https://bid-rathausquartier.de/ 
eingesehen werden.

Während der Auslegungszeit können Anregungen zu 
dem Antrag vorgebracht werden. Die Eigentümerinnen 
und Eigentümer bzw. die Erbbauberechtigten der im Inno­
vationsbereich belegenen Grundstücke haben während der 
Auslegungszeit das Recht zur Erklärung, der Einrichtung 
des Innovationsbereichs nicht zuzustimmen.

Nicht fristgerecht eingelegte Einwände können nicht 
berücksichtigt werden.

Hamburg, den 1. Oktober 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 1590

Bekanntgabe des Ergebnisses einer allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalles zur 
Feststellung, ob eine Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht

Die evoreal Projektgesellschaft Nr. 30 GmbH hat bei der 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
– Amt Wasser, Abwasser und Geologie – eine Wasserrecht­
liche Erlaubnis nach § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes für 
das Entnehmen von Grundwasser im Rahmen der Baumaß­
nahme Marckmannstraße 53-55 (Neubau eines unterkeller­
ten Wohn- und Geschäftshauses) in Hamburg-Rothen­
burgsort beantragt. Zur Trockenhaltung der wasserdicht 
hergestellten Baugrube soll das Grundwasser vorüberge­
hend mittels Schwerkraftbrunnen und offenen Wasserhal­
tungen abgesenkt werden.

Es wird davon ausgegangen, dass bei einer Dauer von 
etwa 16 Monaten eine Grundwassermenge von maximal 
etwa 461 000 m³ zu fördern sein wird.

Die Wasserhaltung stellt ein Vorhaben nach Punkt 
13.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Num­
mer 1.3.1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung in Hamburg (HmbUVPG) dar. Nach 
der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 7 
UVPG in Verbindung mit den Regelungen des HmbUVPG 
wird von der Durchführung einer Umweltverträglichkeits­
prüfung des Vorhabens abgesehen. Das Vorhaben kann 
nach Einschätzung der Behörde für Umwelt, Klima, Ener­
gie und Agrarwirtschaft auf Grund überschlägiger Prüfung 
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien für die 
Vorprüfung des Einzelfalles keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben. Die Begründung ist bei der 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
– Amt Wasser, Abwasser und Geologie – nach den Bestim­
mungen des Umweltinformationsgesetzes der Öffentlich­
keit zugänglich. Das Absehen von der Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht selbständig an­
fechtbar.

Hamburg, den 27. September 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft Amtl. Anz. S. 1590

Genehmigung der Satzung 
zur Änderung der Satzung 

des Sommerdeichverbandes Rosengarten
Die Verbandsversammlung des Sommerdeichverbandes 

Rosengarten hat am 27. August 2021 die nachstehende Sat­
zung zur Änderung der Satzung des Sommerdeichverban­
des Rosengarten beschlossen. Die Behörde für Umwelt, 
Klima, Energie und Agrarwirtschaft als Aufsichtsbehörde 
über die Wasser- und Bodenverbände hat die Änderung der 
Satzung am 21. September 2021 genehmigt.

Hamburg, den 21. September 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft 

als Aufsichtsbehörde Amtl. Anz. S. 1590

Satzung 
zur Änderung der Satzung 

des Sommerdeichverbandes Rosengarten
Die Verbandsversammlung des Sommerdeichverbandes 

Rosengarten hat in ihrer Sitzung am 27. August 2021 die 
folgende Satzung zur Änderung der Satzung des Som­
merdeichverbandes Rosengarten vom 9. März 1998 (Amtl. 
Anz. Nr. 50 vom 4. Mai 1998 S. 1106), zuletzt geändert am 
21. März 2017 (Amtl. Anz. Nr. 1 vom 2. Januar 2018 S. 2 f.), 
berichtigt am 14. August 2019 (Amtl. Anz. Nr. 66 vom  
23. August 2019 S. 1180), beschlossen:

§ 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Das Unternehmen des Verbandes, insbesondere die 

der Erfüllung der Aufgaben des Verbandes dienenden Anla­
gen, Einrichtungen und Vorkehrungen, ist aus einem Plan 
ersichtlich, den der Vorstand verwahrt. Die zum Verband 
gehörenden Flurstücke (Verbandsgebiet) sind aus einer 
Verbandsgebietskarte ersichtlich. Die Verbandsgebiets­
karte vom 09.12.2014 stellt die Grenze des Verbandsgebiets 
dar und ist als Anlage 1 Bestandteil der Satzung.“

Die Verbandsgebietskarte kann ergänzend auch im 
Internet unter Verwendung des kostenlosen Online-Diens­
tes „Adobe Acrobat Reader“ unter der Adresse t.hh.
de/15431388 abgerufen werden.
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Öffentliche Plandiskussion zum Entwurf 
des Bebauungsplans Finkenwerder 41 
„Neues Wohnen am Steendiekkanal“

Der Stadtplanungsausschuss der Bezirksversammlung 
und das Fachamt Stadt­ und Landschaftsplanung Ham­
burg­Mitte führen am Mittwoch, dem 20. Oktober 2021, ab 
19.30 Uhr im Saal der Bezirksversammlung Hamburg­Mitte, 
11. OG, Caffamacherreihe 1­3, 20355 Hamburg, eine öffent­
liche Plandiskussion zum Bebauungsplan­Entwurf Finken­
werder 41 mit öffentlicher Unterrichtung und Erörterung 
gemäß § 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) durch.

Für die Veranstaltung sind einschlägige Regelungen der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Coro­
na­Virus SARS­CoV­2 in der Freien und Hansestadt Ham­
burg (Hamburgische SARS­CoV­2­Eindämmungsverord­
nung – HmbSARS­CoV­2­EindämmungsVO) in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten. Auf Grund der Corona 
 bedingten Einschränkungen verfügt der Veranstaltungsort 
aktuell über eine begrenzte Kapazität von 35 Personen.
Um Unannehmlichkeiten zu vermeiden, bitten wir Sie, sich 
bis zum 17. Oktober 2021 per E­Mail an stadtplanung@
hamburg­mitte.hamburg.de anzumelden.

Anschauungsmaterial kann am Veranstaltungstag und 
­ort ab 19.00 Uhr eingesehen werden. Der Eintritt ist frei. 
Anschauungsmaterial ist auch online einsehbar unter 
https://www.hamburg.de/mitte/bplaene­im­verfahren/
15354306/bplan­entwurf­finkenwerder41­leitartikel/. 
Hier zu kann schriftlich Stellung genommen werden, z. B. 
per E­Mail an stadtplanung@hamburg­mitte.hamburg.de.

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Finkenwerder 
und ist etwa 4,9 ha groß. Es wird im Norden durch den 
Gorch­Fock­Park, im Osten und Süden durch die Straßen 
Finksweg und Hein­Saß­Weg sowie im Westen durch den 
Steendiekkanal begrenzt.

Mit dem Bebauungsplanverfahren des Fachamtes Stadt­ 
und Landschaftsplanung wird eine städtebauliche Neuord­

nung mit überwiegend Wohnnutzungen in diesem ehemals 
gewerblich geprägten Teil der Steendiekhalbinsel verfolgt. 
Damit soll gezielt die dortige Wohnfunktion gestärkt und 
die bestehende Versorgungsinfrastruktur im Stadtteil wei­
ter abgesichert werden.

Das Plangebiet ist auf Grund des Wasserbezugs am 
Steendiekkanal, dem umliegenden Bestandswohnen und 
der Nähe zum alten Ortskern Finkenwerder mit einem 
guten Angebot an Nahversorgungsmöglichkeiten sowie 
dem Fähranleger mit regelmäßigen Fährverbindungen zu 
den St. Pauli Landungsbrücken und nach Teufelsbrück ein 
sehr attraktiver Wohnstandort.

Die Planungen stehen im Kontext der wohnungsbaupo­
litischen Ziele des bezirklichen Wohnungsbauprogramms 
(Fortschreibung 2018) sowie des „Vertrags für Hamburg“ 
(Fortschreibung 2016).

Das Bebauungsplanverfahren wird seitens des Facham­
tes Stadt­ und Landschaftsplanung gemäß § 13a BauGB als 
sogenannter Bebauungsplan der Innenentwicklung durch­
geführt.

Auskünfte hierzu erteilt das Bezirksamt Hamburg­Mitte 
– Fachamt Stadt­ und Landschaftsplanung – unter der Ruf­
nummer 040 / 4 28 54 ­ 33 80.

Hamburg, den 1. September 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1592

Sitzung der Vertreterversammlung
der Hanseatischen Feuerwehr-

Unfallkasse Nord
Die nächste Sitzung der Vertreterversammlung der 

Hanseatischen Feuerwehr­Unfallkasse Nord findet am 
Dienstag, den 9. November 2021, 14.00 Uhr, in Schwerin 
statt. Sitzungsort ist das Haus der Kommunalen Selbstver­
waltung, Sitzungsraum „Rügen“, Bertha­von­Suttner­
Straße 5, 19061 Schwerin.

Die Beratungspunkte der Tagesordnung sind hier unter 
www.hfuk­nord.de einzusehen.

Die Sitzung der Vertreterversammlung ist gemäß § 63 
Absatz 3 SGB IV öffentlich.

Die aktuell gültigen Corona­Regeln in Mecklen­
burg­Vorpommern bitten wir wie folgt zu beachten:

– Zutritt zum Sitzungsort besteht nach der 3­G­Regel für 
geimpfte, genesene und getestete Personen.

– Im Gebäude des Sitzungsortes muss eine medizinische 
Mund­Nasen­Bedeckung getragen werden, die am Sitz­
platz abgenommen werden darf.

Kiel, den 28. September 2021

Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord
Vorsitzender der Vertreterversammlung

gez. Behrens Amtl. Anz. S. 1592
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Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 21 A 0298

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe: Elektronisch, in Text­
form, mit fortgeschrittener/m Signatur/Siegel, mit qua­
lifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Bundeswehrkrankenhaus Hamburg, 
Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
Lieferung und Einbau von küchentechnischen Anla­
gen: 1x Geschirrspülautomat mit Umkehrosmose, 3x 
CNS-Waschtische, CNS-Einbaumulden, CNS-Tablett­
ablage und sonstigen küchentechnischen Einbauteilen 
und Zubehör.

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 5. September 2022 
Fertigstellung der Leistungen: 3. Dezember 2022

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D444486258

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefordert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 26. Oktober 2021 um 
9.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 23. November 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
26. Oktober 2021 um 9.00 Uhr 
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach­
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei­
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset­
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu­
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika­
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver­
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini­
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini­
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über­
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe­
plattform bi-medien.

Hamburg, den 29. September 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 1288

Offenes Verfahren 
Verfahren: FB 2021001541 – Erwerb und Stilllegung 

von Emissionsgutschriften (CER) aus dem Clean 
Development Mechanism (CDM) zur Kompensation 

von Treibhausgasemissionen aus Flugreisen von 
Mitgliedern des Hamburger Senats sowie Beschäftigten 

der Freien und Hansestadt Hamburg
Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:
Finanzbehörde Hamburg 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – BUKEA – 
als Auftraggeber (AG) beabsichtigt den Abschluss eines 
Vertrages über den Erwerb von Emissionsgutschriften, 
die anschließend stillgelegt werden, um die THG-Emis­
sionen durchgeführter Dienstflüge abzugelten. Der Er­
werb von Emissionsgutschriften soll nicht nur der Ab­
geltung durch Flugreisen entstandener THG-Emissio­
nen dienen, sondern auch dem zusätzlichen Ziel der 
Förderung nachhaltiger Entwicklung im Partnerland.
Ort der Leistungserbringung: Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):
Die Zahl der Projekte -und damit auch der Lose – in 
dieser Ausschreibung bestimmt sich anhand der Kosten 
der jeweiligen Emissionsgutschriften. Die Emissions­
gutschriften der mittels der Bewertungskriterien ausge­
wählten Projekte werden aufsummiert, bis der ausge­
schriebene Gesamtauftragswert von 900.000 Euro (brutto) 
erreicht ist.

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)	 Ausführungsfrist(en):
Ab 7. Februar 2022. Nach Zuschlagserteilung muss 
eine Stilllegung innerhalb von 14 Tagen erfolgen.

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 
	 Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli­

chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=DI48XKe7HRU %253d)

elektronisch abrufbar.
10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 

Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist: 25. Oktober 2021, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 28. Februar 2022

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 

Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:
Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. Der Vordruck ist zusammen mit 
dem Angebot vorzulegen.

Zusätzlich sind folgende Unterlagen mit dem Angebot 
vorzulegen: Gemäß Ziffer 11 des Verfahrensbriefs und 
der EU-Bekanntmachung zu dem vorliegenden Verfah­
ren sind einzureichen:
1.	 vollständig ausgefüllter Eignungsvordruck
2.	 sofern zutreffend: vollständig ausgefüllte Erklärung 

zur Bietergemeinschaft
3.	 Drei Referenzen der vergangenen drei Jahre
Es wird ausdrücklich auf die EU-Bekanntmachung zu 
dem vorliegenden Verfahren und die Vergabeunterla­
gen verwiesen: Referenzen, Vordruck Bietergemein­
schaft

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­
lagen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 40/60

15)	 Sonstiges:
Hinweis: Diese Bekanntmachung wird auf der zentra­
len Veröffentlichungsplattform Hamburg veröffent­
licht (§ 28 Abs. 1 UVgO)

Hamburg, den 27. September 2021

Die Finanzbehörde 1289

Öffentliche Ausschreibung
Verfahren: FB 2021001629 – Weiterführung  

Gebietsentwicklung Neuallermöhe
Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:
Finanzbehörde Hamburg
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland
+49 40428231386
+49 40427310686
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Weiterführung Gebietsentwicklung Neuallermöhe
Am 27. September 2012 wurde das Untersuchungs­
gebiet Neuallermöhe als Fördergebiet des Rahmen­
programms Integrierte festgelegt.
Bis Ende des festgelegten Förderzeitraums Ende 2019 
und der Verlängerung aus dem bisherigen Vertrag bis 
Ende 2021 konnten nicht alle wesentlichen Maßnah­
men realisiert und nicht alle Ziele erreicht werden. Aus 
diesem Grund erfolgte eine Ausschreibung gemäß der 
Gebietslaufzeitverlängerung bis zum 31. Dezember 2023.
Ort der Leistungserbringung: Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO):

	 Die Leistung wird als Gesamtauftrag vergeben.
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7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2023

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 

Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli­
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

  (https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=d0y03zqkyBc%253d)

elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 22. Oktober 2021, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 31. Dezember 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:

Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. Der Vordruck ist zusammen mit 
dem Angebot vorzulegen.

	 Zusätzlich sind folgende Unterlagen mit dem Angebot 
vorzulegen

1. ausgefüllter Kriterienkatalog 
2. E 1 – Eignungsvordruck 
3. E 2 – Referenzliste 
4. E 3 – Büroinformation 
5. E 4 – Projektteam 
6. E 5 – Angaben zum Gesamtumsatz 
7. falls zutreffend: E 6 – Bietergemeinschaft

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung

Preis-/Leistungsverhältnis (%): 5 / 95 

15)	 Sonstiges

	 Diese Bekanntmachung wird auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform Hamburg veröffentlicht (§ 28 
Abs. 1 UVgO)

Hamburg, den 1. Oktober 2021

Die Finanzbehörde 1290

Öffentliche Ausschreibung

Verfahren: FB 2021001621 – Technischer  
Auf-, Um- und Abbauten für Veranstaltungen  

der Sporthalle Hamburg

Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland
+49 40428231386
+49 40427310686
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Technischer Auf- Um- und Abbauten für Veranstaltun­
gen der Sporthalle Hamburg

Die Sporthalle Hamburg (Krochmannstraße 55, 22297 
Hamburg) ist eine Mehrzweckhalle, die für verschie­
dene Varianten an Veranstaltungen geeignet ist. Sport, 
Messen, Prüfungen, Steh- und Sitzplatzkonzerte, etc. 
finden hier regelmäßig statt. Um diese unterschied­
lichen Varianten dem Veranstalter, der die Sporthalle 
mietet, anbieten zu können, müssen regelmäßig techni­
sche Umbauten in der Halle durchgeführt werden. 
Diese Ausschreibung soll dazu dienen, einen neuen 
Dienstleister zu finden, der diese technischen Umbau­
ten leisten kann.

Aus diesem Grund beabsichtigt die Freie und Hanse­
stadt Hamburg (FHH) – Finanzbehörde (FB) – als 
Auftraggeber (AG) den Abschluss einer Rahmenverein­
barung für technische Auf- Um- und Abbauten für 
Veranstaltungen der Sporthalle Hamburg, ab dem  
1. Januar 2022 für die Dauer von 48 Monaten bis zum 
31. Dezember 2025.

Ort der Leistungserbringung: 20354 Hamburg 

6)	 Entfällt

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2023

Inkl. 2 Verlängerungsoptionen um je ein Jahr bis maxi­
mal zum 31. Dezmber 2025. 

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 

Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli­
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

 (https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=9IV87Bxta3s%253d) 

elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 29. Oktober 2021, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 31. Dezember 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung

Preis-/Leistungsverhältnis (%): 40 / 60 

Hamburg, den 29. September 2021

Die Finanzbehörde 1291
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Stand am Stand am
31.12.2020 31.12.2019

EUR EUR

A. Anlagevermögen
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerb-
  liche Schutzrechte und ähnliche Rechte und 
  Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 14.596.131,92 16.986.219,05

2. Geleistete Anzahlungen 2.972.683,47 1.835.688,36
   17.568.815,39 18.821.907,41

II. Sachanlagen
1. Grundstücke und Bauten einschließlich

      der Bauten auf fremden Grundstücken 1.460.161.545,79 1.297.476.256,62
2. Technische Anlagen und Maschinen 411.341.114,89 348.423.479,16
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-

  ausstattung 13.232.830,80 13.303.799,60
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 125.002.118,79 297.402.780,22

2.009.737.610,27 1.956.606.315,60

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 14.766.781,52 17.916.781,52
2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 39.253.177,60 41.118.644,23
3. Beteiligungen 20.907,73 20.907,73

54.040.866,85 59.056.333,48
2.081.347.292,51 2.034.484.556,49

B. Umlaufvermögen
I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 2.762.901,35 2.524.824,92

II. Forderungen und sonstige
  Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 19.033.572,62 10.645.251,33
2. Forderungen gegen die Freie und Hansestadt 

  Hamburg und verbundene Unternehmen 287.110.804,23 256.055.176,91
3. Sonstige Vermögensgegenstände 3.289.231,77 6.814.209,22

309.433.608,62 273.514.637,46

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 370.091,55 27.306,42

C. Rechnungsabgrenzungsposten 1.278.079,35 1.242.885,60

2.395.191.973,38 2.311.794.210,89

Bilanz der
 Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg,

zum 31. Dezember 2020

A k t i v a

Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg
Bilanz zum 31. Dezember 2020
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Anlage 1

Stand am Stand am
31.12.2020 31.12.2019

EUR EUR

A. Eigenkapital
I. Gezeichnetes Kapital 150.000.000,00 150.000.000,00
II. Kapitalrücklage 902.049.386,05 902.111.445,71
III. Bilanzverlust -35.189.567,16 -35.189.567,16

1.016.859.818,89 1.016.921.878,55

B. Sonderposten aus Investitionszuschüssen 446.109.132,07 435.231.524,82

C. Rückstellungen
1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche

  Verpflichtungen 343.995.419,00 307.367.815,00
2. Sonstige Rückstellungen 139.514.163,20 123.864.079,39

483.509.582,20 431.231.894,39

D. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 415.383.609,62 383.722.840,81
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen

  und Leistungen 15.992.785,42 19.685.073,47
3. Verbindlichkeiten gegenüber der Freien und Hanse-

  stadt Hamburg und verbundenen Unternehmen 6.375.676,53 7.956.864,96
4. Sonstige Verbindlichkeiten 6.087.240,39 12.416.192,39

443.839.311,96 423.780.971,63

E. Rechnungsabgrenzungsposten 4.874.128,26 4.627.941,50

2.395.191.973,38 2.311.794.210,89

P a s s i v a
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Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020

Anlage 2

2 0 2 0 2 0 1 9
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 218.612.251,05 225.765.380,27
2. Andere aktivierte Eigenleistungen 17.189.361,45 14.921.756,21
3. Sonstige betriebliche Erträge 323.518.500,52 243.668.126,79

559.320.113,02 484.355.263,27

4. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und
       Betriebsstoffe 10.768.591,56 10.211.689,26
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 250.022.331,27 166.909.789,36

260.790.922,83 177.121.478,62

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 112.092.353,51 107.156.368,35
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

  Altersversorgung 25.697.677,28 34.177.260,02
137.790.030,79 141.333.628,37

6. Abschreibungen auf immaterielle 
  Vermögensgegenstände des Anlage-
  vermögens und Sachanlagen 49.665.170,75 48.834.985,41

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 58.138.859,64 64.553.441,86
8. Erträge aus Beteiligungen 0,00 2.303,68
9. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 8.912.846,99 10.435.390,82

10. Abschreibungen auf Finanzanlagen 7.000.000,00 0,00
11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 48.848.430,32 49.726.723,48
12. Ergebnis nach Steuern 5.999.545,68 13.222.700,03

13. Sonstige Steuern 5.999.545,68 6.343.746,92
14. Jahresüberschuss 0,00 6.878.953,11
15. Verlustvortrag aus dem Vorjahr -35.189.567,16 -42.068.520,27
16. Bilanzverlust -35.189.567,16 -35.189.567,16

Gewinn- und Verlustrechnung der
Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg,

für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020
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(1) Grundlagen

Der Jahresabschluss der Hamburg Port Authority Anstalt 
des öffentlichen Rechts, Hamburg, (HPA) wurde gemäß 
§ 15 Abs. 2 des Gesetzes zur Errichtung der Hamburg Port 
Authority (HPAG) aufgestellt. Die Aufstellung erfolgte 
nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches für große 
Kapitalgesellschaften, soweit die weiteren Vorschriften des 
HPAG einer Anwendung der handelsrechtlichen Vorschrif­
ten nicht entgegenstehen. 

Darstellung, Gliederung, Ansatz und Bewertung des Jahres­
abschlusses entsprechen den Vorjahresgrundsätzen. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem 
Gesamtkostenverfahren aufgestellt.

Das Geschäftsjahr der HPA entspricht dem Kalenderjahr.

(2)  Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren die nach­
folgenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden maß­
gebend.

Immaterielle Vermögensgegenstände werden zu Anschaffung­
skosten erfasst und ihrer voraussichtlichen Nutzungsdauer 
entsprechend planmäßig linear abgeschrieben. Hierbei 
liegen die Nutzungsdauern zwischen 3 und 5 Jahren. 

Sachanlagen werden grundsätzlich zu Anschaffungs- und 
Herstellungskosten und, sofern sie der Abnutzung unter­
liegen, vermindert um planmäßige lineare Abschreibungen 
bewertet. Die Nutzungsdauern liegen zwischen 3 (Hard­
ware) und 75 Jahren (Eisenbahnbrücken aus Stahl). Bei 
voraussichtlich dauernden Wertminderungen werden 
außerplanmäßig Abschreibungen vorgenommen.

Grundstücke, grundstückgleiche Rechte, städtische Ge­
bäude und sonstige von der Freien und Hansestadt Ham­
burg (FHH) übernommene Anlagen, für die keine histori­
schen Restbuchwerte ermittelt werden konnten, sind zum 
1. Oktober 2005 auf der Grundlage von Ertrags- und Ver­
gleichswerten bewertet worden. Das Grundvermögen unter­
liegt aufgrund gesetzlicher Vorschriften dem Verbot der 
Beleihung und Veräußerung. Das Ertragswertverfahren 
wurde insbesondere für vermietete Flächen mit und ohne 
Kaimaueranschluss sowie für die nicht vermieteten, aber 
vermietbaren Flächen angewendet. Für sonstige Flächen 
fand ein Vergleichswertverfahren Anwendung. Für Wasser­
flächen wurde ein Erinnerungswert von 1 EUR angesetzt, 
da hier sowohl das Ertragswert- als auch das Vergleichswert­
verfahren nicht zur Anwendung gebracht werden kann.

Geringwertige Anlagegegenstände bis 250 EUR Anschaf­
fungskosten werden ab dem 1. Januar 2018 im Jahr des 
Zugangs sofort abgeschrieben. Für Vermögensgegenstände 
mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten von mehr als 
250 EUR bis 1.000 EUR, die nach dem 31. Dezember 2017 
zugegangen sind, wird ein Sammelposten gebildet, der jähr­
lich mit 20 % linear abgeschrieben wird.

Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten oder dem 
niedrigeren beizulegenden Wert bewertet.

Die unter den Vorräten ausgewiesenen Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe wurden zu Anschaffungskosten oder den 
niedrigeren Tageswerten (strenger Niederstwert) bewertet. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden mit 
dem Nominalwert bzw. zum Barwert unter Berücksichti­
gung aller erkennbaren Risiken bewertet.

Liquide Mittel sind zum Nennwert bewertet worden.

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten enthält im Voraus 
bezahlte Aufwendungen für zukünftige Geschäftsjahre. Der 
Posten wird in der Rechnungsperiode aufgelöst, in der der 
Aufwand wirtschaftlich entsteht.  

Pensionsrückstellungen werden gemäß Beschluss der Senats­
kommission der FHH für öffentliche Unternehmen vom 
30. November 2010 nach der Anwartschaftsbarwertmethode 
(Projected Unit Credit Method) bilanziert. Die korrespon­
dierenden Forderungen gegen die FHH sind ebenfalls nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen (analog zur 
Ermittlung der Pensionsrückstellungen) bewertet worden. 

Bei der Festlegung des laufzeitkongruenten Rechnungs­
zinssatzes wird in Anwendung des Wahlrechts nach § 253 
Abs. 2 Satz 2 HGB bei der Abzinsung pauschal eine durch­
schnittliche Restlaufzeit von 15 Jahren unterstellt.

Der Rechnungszinssatz basiert wie im Vorjahr – entspre­
chend der gesetzlichen Regelung in § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB 
– auf dem von der Deutschen Bundesbank ermittelten 
durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen zehn 
Jahre in Höhe von 2,30 % (im Vorjahr: 2,71 %). 

Aus der Abzinsung der Rückstellungen für Pensionen mit 
dem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 
zehn Jahre ergibt sich zum 31. Dezember 2020 im Vergleich 
zur Abzinsung mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz 
der vergangenen sieben Jahre ein Unterschiedsbetrag in 
Höhe von 52.496 TEUR.

Sonstige Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünfti­
ger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungs­
betrags passiviert. Die Rückstellungen für Altersteilzeit 
und Jubiläen sind nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen bewertet worden. Die Aufstockungsbeträge 
der Altersteilzeitvereinbarungen haben Abfindungscharak­
ter.

Bei Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr werden künftige Preis- und Kostensteigerungen 
berücksichtigt und eine Abzinsung auf den Bilanzstichtag 
vorgenommen. Als Abzinsungssätze werden die den Rest­
laufzeiten der Rückstellungen entsprechenden durch­
schnittlichen Marktzinssätze der vergangenen sieben 
Geschäftsjahre verwendet, wie sie von der Deutschen Bun­
desbank gemäß Rückstellungsabzinsungsverordnung 
monatlich ermittelt und bekanntgegeben werden. 

Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt.

Der Ansatz latenter Steuern gemäß § 274 HGB kommt 
nicht in Frage, da die HPA als Infrastrukturunternehmen 
ausschließlich steuerliche Verluste erzielt, welche durch 
Eigenkapitalzuführungen der FHH ausgeglichen werden. 
Bedingt durch den Charakter als Infrastrukturunterneh­
men sowie bedingt durch die Konstruktion der Finanzie­
rung führen die bestehenden Differenzen zwischen den 
handelsrechtlichen Wertansätzen von Vermögensgegen­
ständen, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten und 
ihren steuerlichen Wertansätzen durch einen Abbau in 
späteren Geschäftsjahren in absehbarer Zeit nicht zu Steu­
erbe- und -entlastungen.

Aufgrund von Bewertungsunterschieden bestehen im Anla­
gevermögen und den Rückstellungen Differenzen zwischen 
den handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Wertansät­
zen.

Passive Rechnungsabgrenzungsposten enthalten Einnah­
men vor dem Abschlussstichtag, soweit sie Ertrag für künf­
tige Geschäftsjahre darstellen. Es handelt sich im Wesentli­

Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg
Anhang zum Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020
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chen um Mieten. Der Posten wird aufgelöst, sobald der 
Ertrag wirtschaftlich entstanden ist.

(3) Erläuterungen zur Bilanz

Die Entwicklung des Anlagevermögens ist im Anlagenspie­
gel als Anlage zum Anhang dargestellt.

Die Finanzanlagen beinhalten Anteile an folgenden ver­
bundenen Unternehmen:

HPA Polder Hamburg GmbH (HPG), vormals CGH 
Terminaleigentumsverwaltungsgesellschaft mbH, 
Hamburg (TEVG)

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25 TEUR, von 
dem 100 % von der HPA übernommen worden sind. Das 
Eigenkapital zum 31. Dezember 2020 beträgt  18 TEUR, der 
Fehlbetrag des Geschäftsjahres vom 1. Januar bis 31. De­
zember 2020 beträgt 7 TEUR.

CGH Terminaleigentumsgesellschaft mbH,�  
Hamburg (TEG)

Das Stammkapital beträgt 25 TEUR, von dem 100 % von 
der HPA übernommen worden sind. Das Eigenkapital zum 
31. Dezember 2020 beträgt 4.863 TEUR, der Fehlbetrag des 
Geschäftsjahres vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020 
beträgt 3.829 TEUR.

Flotte Hamburg Verwaltungsgesellschaft mbH, Hamburg 
(FLHV)

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25 TEUR, von 
dem 100 % von der HPA übernommen worden sind. Das 
Eigenkapital zum 31. Dezember 2020 beträgt  43 TEUR, der 
Überschuss des Geschäftsjahres vom 1. Januar bis 31. De­
zember 2020 beträgt 5 TEUR.

Flotte Hamburg GmbH & Co. KG, Hamburg (FLH)

Kommanditistin ist die HPA mit einer Kommanditeinlage 
von 100 TEUR.

Komplementärin ist die FLHV, ohne am Vermögen der 
Gesellschaft beteiligt zu sein. Das Eigenkapital zum 
31. Dezember 2020 beträgt 15.325 TEUR, der Überschuss 
des Geschäftsjahres vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020 
beträgt 858 TEUR.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Die HPA hat in Vorjahren Kaimauern errichtet, die seit 
Nutzungsbeginn an ein verbundenes Unternehmen zur 
Miete überlassen werden. Die Ausgestaltung der zugrunde 
liegenden Mietverträge führt zu einem Übergang des wirt­
schaftlichen Eigentums an den Kaimauern auf die Mieterin. 
Die HPA hat daher in Vorjahren entsprechende Forderun­
gen gegen die Mieterin aktiviert (Stand 31. Dezember 2020 
EUR 218 Mio.) und abgezinst (Stand 31. Dezember 2020 
EUR 123 Mio.). 

Der Bilanzposten Forderungen gegen die Freie und Hanse­
stadt Hamburg und verbundene Unternehmen enthält mit 
127.518 TEUR (im Vorjahr 126.041 TEUR) Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen sowie mit 159.593 TEUR 
(im Vorjahr 130.014 TEUR) sonstige Forderungen. In den 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen gegen die 

Freie und Hansestadt Hamburg und verbundene Unterneh­
men sind wie oben erläutert 94.877 TEUR (im Vorjahr 
95.149 TEUR) abgezinste Forderungen aus der langfristi­
gen Vermietung von vier Kaimauern enthalten. Die Forde­
rungen gegen verbundene Unternehmen betragen 9.432 
TEUR (im Vorjahr 598 TEUR). 

in TEUR   31.12.2020 31.12.2019 
        
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 19.034 10.645 
  davon mit einer Restlaufzeit mehr als 1 Jahr 0 0 
Forderungen gegen die Freie und Hansestadt Hamburg und  
verbundene Unternehmen 287.111 256.055 
  davon mit einer Restlaufzeit mehr als 1 Jahr 201.701 199.803 
sonstige Vermögensgegenstände 3.289 6.815 
  davon mit einer Restlaufzeit mehr als 1 Jahr 0 0 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 309.434 273.515 
  davon mit einer Restlaufzeit mehr als 1 Jahr 201.701 199.803 

  

Eigenkapital 

in TEUR   31.12.2020 31.12.2019 
       
Gezeichnetes Kapital 150.000 150.000 
Kapitalrücklage 902.050 902.112 
  davon Kapitaleinlage 0 26.435 
  davon Kapitalentnahme -62 0 
Bilanzverlust -35.190 -35.190 
  davon aus Jahresergebnis 0 6.879 
  davon aus Entnahme aus Kapitalrücklage 0 0 
Eigenkapital 1.016.860 1.016.922 

  

Sonderposten aus Investitionszuschüssen

Die HPA erhielt öffentliche Zuwendungen für die Investiti­
onen und Projekte zum Erhalt und Ausbau der allgemeinen 
Infrastruktur, die überwiegend dem Sonderposten zuge­
führt wurden. Die Auflösung des Sonderpostens für Investi­

tionszuschüsse zum Anlagevermögen erfolgt ratierlich in 
Höhe der jeweiligen Abschreibungsbeträge. Somit stellt der 
Sonderposten in seiner Höhe den Restbuchwert der durch 
Zuwendungen geförderten allgemeinen Infrastruktur dar.
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Für die Pensionsrückstellungen wurde die versicherungs­
mathematische Berechnung unter Anwendung der Anwart­
schaftsbarwertmethode vorgenommen. Dabei wurde ein 
Zinssatz von 2,30 % sowie eine erwartete Lohn- und 
Gehaltssteigerung von 2,0 % zugrunde gelegt. Die ange­
nommene Rentensteigerung beträgt 1,0 % für Arbeiter/
Angestellte und 2,0 % für Beamte. Es wurden die Sterbeta­
feln 2018 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck verwendet. Der 
Rechnungszins für die Abzinsung wurde pauschal mit dem 
durchschnittlichen Marktzinssatz der letzten zehn Jahre lt. 

Bundesbank angesetzt, der sich bei einer angenommenen 
Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt.

Aufgrund von Eingriffen in die Natur, die durch laufende 
Projekte der HPA verursacht wurden, ist gemäß dem Ham­
burgischen Naturschutzgesetz eine Rückstellung für Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen gebildet worden (3.462 
TEUR).

Die Rückstellung für Nachsorgeverpflichtungen für Baggergut 
besteht aus einer langfristigen Nachsorgeverpflichtung für 
die Schlickdeponien der HPA (41.153 TEUR). 

Rückstellungen 

in TEUR   31.12.2020 31.12.2019 
        
Rückstellungen Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 343.995 307.368 
Rückstellungen für den Personalbereich 47.481 45.191 
Andere sonstige Rückstellungen 92.033 78.674 
  davon für ausstehende Rechnungen 17.060 8.156 
  davon für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 3.462 3.462 
  davon für Nachsorgeverpflichtungen für Baggergut 41.153 39.197 
  davon Zuwendungszusagen privater Hochwasserschutz 26.818 25.243 
Gesamtbetrag der Rückstellungen 483.509 431.232 

 

  

Verbindlichkeiten  

in TEUR   31.12.2020 31.12.2019 
        
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 415.384 383.723 
  davon mit einer Restlaufzeit weniger als 1 Jahr 25.081 41.843 
 davon mit einer Restlaufzeit über 1 bis 5 Jahre 73.524 96.524 
  davon mit einer Restlaufzeit über 5 Jahren 316.779 245.356 
    
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 15.993 19.685 
 davon mit einer Restlaufzeit weniger als 1 Jahr 15.993 19.685 
 davon mit einer Restlaufzeit über 1 bis 5 Jahre 0 0 
 davon mit einer Restlaufzeit über 5 Jahren 0 0 
        
Verbindlichkeiten gegenüber der FHH und verbundenen Unternehmen 6.376 7.957 
  davon mit einer Restlaufzeit weniger als 1 Jahr 6.376 7.957 
 davon mit einer Restlaufzeit über 1 bis 5 Jahre 0 0 
  davon mit einer Restlaufzeit über 5 Jahren 0 0 
        
Sonstige Verbindlichkeiten 6.087 12.416 
  davon mit einer Restlaufzeit weniger als 1 Jahr 6.087 12.402 
 davon mit einer Restlaufzeit über 1 bis 5 Jahre 0 14 
  davon mit einer Restlaufzeit über 5 Jahren 0 0 
        
Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten 443.840 423.781 
  davon mit einer Restlaufzeit weniger als 1 Jahr 53.537 81.887 
 davon mit einer Restlaufzeit über 1 bis 5 Jahre 73.524 96.538 
  davon mit einer Restlaufzeit über 5 Jahren 316.779 245.356 

  

Der Bilanzposten Verbindlichkeiten gegenüber der FHH 
und verbundenen Unternehmen enthält mit 5.915 TEUR 
(im Vorjahr 7.425 TEUR) sonstige Verbindlichkeiten sowie 
mit 461 TEUR (im Vorjahr 532 TEUR) Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und Leistungen.

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind mit 1.313 TEUR 
(im Vorjahr 1.224 TEUR) noch abzuführende Lohnsteuern 

sowie mit 36 TEUR (im Vorjahr 41 TEUR) Verbindlichkei­
ten im Rahmen der sozialen Sicherheit enthalten.

Es bestehen keine durch Pfandrechte oder ähnliche Rechte 
besicherten Verbindlichkeiten.
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(4) Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Gliederung der Umsatzerlöse 

in TEUR   2020 2019 
        
Mieterlöse Flächen 80.129 77.253 
Mieterlöse Kaimauern 18.030 17.986 
Sonstige Mieterlöse 12.780 13.192 
Gesamtmieterlöse 110.939 108.431 
Hafenentgelte 53.541 60.199 
Hafenbahnerlöse 25.285 26.266 
Elbtunnel-/Brückenentgelte 451 39 
Gebühren 3.458 2.601 
Instandhaltungserlöse und sonstige Dienstleistungen 23.946 25.453 
Periodenfremde Umsatzerlöse 992 2.776 
Summe der Umsatzerlöse 218.612 225.765 

 

  

Mieterlöse Kaimauern

Die Mieterlöse für Kaimauern in Höhe von 18.030 TEUR 
(im Vorjahr 17.986 TEUR) enthalten neben echten laufen­
den Mieten für Kaimauern von 13.329 TEUR (im Vorjahr 
13.261 TEUR) eine Unterposition für „Zinsen/Marge Kai­
mauern“ in Höhe von 4.701 TEUR (im Vorjahr 4.725 
TEUR). Diese beinhaltet die Aufzinsung der erläuterten 
Forderung aus der Vermietung von vier Kaimauern mit 
Übergang des wirtschaftlichen Eigentums auf den Mieter 
über die Vertragslaufzeiten. Der Ausweis der Aufzinsungs­
beträge erfolgt aus Gründen der übersichtlicheren Darstel­
lung unter den Umsatzerlösen.

Auflösung/Einstellung Sonderposten 
aus Investitionszuschüssen

 Im Geschäftsjahr wurden 32.066 TEUR (im Vorjahr 38.337 
TEUR) dem Sonderposten aus Investitionszuschüssen 
zugeführt, während ertragswirksam 21.189 TEUR (im Vor­
jahr 17.357 TEUR) aufgelöst wurden.

Sonstige betriebliche Erträge

Unter den sonstigen betrieblichen Erträgen werden insbe­
sondere öffentliche Zuschüsse für Einzelmaßnahmen der 
allgemeinen Infrastruktur ausgewiesen, die gegenüber dem 
Vorjahr insbesondere wegen des Projektes Fahrrinnenan­
passung deutlich angestiegen sind. 

Periodenfremde Erträge, periodenfremde Aufwendungen

Die periodenfremden Erträge betrugen im Geschäftsjahr 
6.066 TEUR (im Vorjahr 4.949 TEUR) und betreffen die 
Auflösung von Rückstellungen. Die periodenfremden Auf­
wendungen belaufen sich auf 287 TEUR (im Vorjahr 4.079 
TEUR) und betreffen im Wesentlichen die Korrektur von 

in Vorjahren überhöhten Abgrenzungen für zu erwartende 
Zuwendungen.

Personalaufwand

Im Posten „Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung“ sind Aufwendungen für die Altersver­
sorgung in Höhe von 5.605 TEUR (im Vorjahr 15.091 
TEUR) enthalten.

Zinserträge, Zinsaufwendungen

Die Zinserträge beinhalten im Wesentlichen Erträge aus 
der Aufzinsung langfristiger Forderungen in Höhe von 
8.134 TEUR (im Vorjahr 9.592 TEUR).

Die Position Zinsaufwendungen enthält mit 40.884 TEUR 
(im Vorjahr 41.522 TEUR) Aufwand aus der Aufzinsung 
von langfristigen Rückstellungen.

Abschreibungen auf Finanzanlagen

Im Geschäftsjahr wurden vor dem Hintergrund der pande­
miebedingten Auswirkungen auf das Kreuzfahrtgeschäft 
die Anteile an der TEG um 7.000 TEUR wertberichtigt. 
Dieser Betrag wird in der Gewinn- und Verlustrechnung 
unter dem Posten Abschreibungen auf Finanzanlagen als 
außergewöhnlicher Posten ausgewiesen.

Ergebnisverwendung

Die Geschäftsführung schlägt vor, den Bilanzverlust in 
Höhe von 35.190 TEUR auf neue Rechnung vorzutragen.

(5) Sonstige Erläuterungen

Mitarbeiter

Die HPA beschäftigte durchschnittlich insgesamt 1.864 
Mitarbeiter (im Vorjahr 1.822). Es handelt sich hierbei um 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

in TEUR   31.12.2020 31.12.2018 
        
Mehrjährige Miet-, Leasing- und Wartungsverträge 46.456 44.157 
  davon gegenüber verbundenen Unternehmen 23.730 28.523 
Bestellobligos 214.435 211.660 
Förderprogramm privater Hochwasserschutz 47.318 51.491 
Kampfmittelräumung 0 750 
Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen Verpflichtungen 308.209 308.058 

  

Rückstellungen 

in TEUR   31.12.2020 31.12.2019 
        
Rückstellungen Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 343.995 307.368 
Rückstellungen für den Personalbereich 47.481 45.191 
Andere sonstige Rückstellungen 92.033 78.674 
  davon für ausstehende Rechnungen 17.060 8.156 
  davon für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 3.462 3.462 
  davon für Nachsorgeverpflichtungen für Baggergut 41.153 39.197 
  davon Zuwendungszusagen privater Hochwasserschutz 26.818 25.243 
Gesamtbetrag der Rückstellungen 483.509 431.232 
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159 Beamte (im Vorjahr 163) und 1.706 Arbeiter und Ange­
stellte (im Vorjahr 1.659). Von den Mitarbeitern sind 247 
Mitarbeiter Teilzeitbeschäftigte (im Vorjahr 227).

Derivative Finanzinstrumente

Zur langfristigen Zinssicherung von zwei Darlehen wurde 
über die gesamte Summe und Laufzeit (bis 2023 bzw. 2037) 
zwei Zinsswaps abgeschlossen. Der zum 31. Dezember 2020 
ermittelte Zeitwert der Zinsswaps beträgt 705 TEUR sowie 

-17.299 TEUR. Er wurde aufgrund allgemein anerkannter 
Bewertungsmethoden (Mark-to-Market) ermittelt. Die 
Parameter von Grund- und Sicherungsgeschäft sind iden­
tisch („Critical Terms Match Method“). Daher ist eine 
Bewertungseinheit gebildet worden. Der Darlehensstand 
zum 31. Dezember 2020 beträgt 14.900 TEUR bzw. 41.819 
TEUR; die Höhe der aus den Darlehen resultierenden Auf­
wendungen beträgt 338 TEUR bzw. 1.947 TEUR.

Aufsichtsrat 
Michael Westhagemann Aufsichtsratsvorsitzender 

Präses der Behörde für Wirtschaft und Innovation 

Bettina Lentz Stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende 

Staatsrätin der Finanzbehörde 
Herrmann Ebel Vorstandsvorsitzender der Hansa Treuhand Holding AG 

Jana Schiedek Staatsrätin der Behörde für Kultur und Medien 

Christine Beine Geschäftsführerin Hamburg Cruise Net e.V. 

Michael Pollmann Staatsrat der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt-

schaft 

Ralf Surm Beschäftigtenvertreter der Hamburg Port Authority 

Silvia Nitsche-Martens Beschäftigtenvertreterin der Hamburg Port Authority 

Stefan Rechter Beschäftigtenvertreter der Hamburg Port Authority 

 

Geschäftsführung (hauptberuflich) 
Herr Jens Meier Vorsitzender der Geschäftsführung, Chief Executive Officer 

Herr Matthias Grabe Geschäftsführer, Chief Technical Officer, bis zum 30.09.2020 

  

Aufwandswirksame Gesamtbezüge des Aufsichtsrates 
und der Geschäftsführung

An die Aufsichtsratsmitglieder wurden Sitzungsgelder in 
Höhe von insgesamt 2 TEUR gezahlt.

Die aufwandswirksamen Bezüge der Geschäftsführung 
betrugen insgesamt 577 TEUR. Hiervon stellen 480 TEUR 
eine fixe und 97 TEUR eine erfolgsbezogene Komponente 
dar.

 Meier Grabe 
 TEUR  TEUR 
Fixe Komponente 290 190 
        davon Dienstwagen 8 6 
Maximale variable Komponente 2020 78 19 
Gesamtbezüge der Geschäftsführung 368 209 

 

Transparenz

Die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat haben am 17. 
Dezember 2020 erklärt, dass die Regelungen des Hambur­
ger Corporate Governance Kodexes (HCGK), die von 
Geschäftsführung und Aufsichtsrat zu verantworten sind 
(Gliederungspunkte 3 bis 7 des HCGK sowie deren Unter­
punkte), eingehalten werden. Von folgendem Punkt wurde 
abgewichen: 

Aufgrund von Reise- bzw. Urlaubszeiten der einzubeziehen­
den Entscheidungsträger konnte eine rechtzeitige Abstim­
mung nicht durchgeführt werden (Ziffer 5.1.5). 

Der Jahresabschluss, der Lagebericht sowie die Entspre­
chenserklärung zum HCGK werden auf http://www.ham­
burg-port-authority.de unter den Menüpunkten Aktuelles 
und Presse/Download-Center in der Kategorie Berichte im 
Geschäftsbericht 2020 veröffentlicht.

Konzernverhältnisse

Die HPA ist Mutterunternehmen im Sinne des § 290 HGB 
und hat für das Geschäftsjahr 2020 einen Konzernabschluss 
gemäß § 290 HGB aufgestellt. Die Jahresabschlüsse der 
HPA und ihrer Tochterunternehmen werden in den Kon­
zernabschluss der HPA einbezogen.

Der Jahresabschluss der HPA wird in den Konzernab­
schluss der Freien und Hansestadt Hamburg einbezogen 
und dieser wird im Internet veröffentlicht.

Hamburg, 1. Juni 2021

Jens Meier 
Vorsitzender der Geschäftsführung
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Grundlagen des Unternehmens

Geschäftsmodell

Die Hamburg Port Authority AöR (HPA) betreibt seit 2005 
ein zukunftsorientiertes Hafenmanagement aus einer Hand 
und ist überall dort aktiv, wo es um Effizienz, Sicherheit 
und Wirtschaftlichkeit der Infrastruktur im Hamburger 
Hafen geht. Den sich ständig verändernden Rahmenbedin­
gungen des Hafens begegnet die HPA mit intelligenten und 
innovativen Lösungen.

Die HPA ist verantwortlich für die effiziente, ressourcen­
schonende und nachhaltige Planung und Durchführung 
von Infrastrukturmaßnahmen im Hafen und ist Ansprech­
partner für alle Fragen hinsichtlich der wasser- und land­
seitigen Infrastruktur, der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs, der Hafenbahnanlagen und des Immobi­
lienmanagements im Hafen. Zudem verfolgt sie im Rahmen 
des globalen Megatrends der Digitalisierung die Entwick­
lungsmöglichkeiten, die sich aus neuen Technologien erge­
ben. Die HPA initiiert und koordiniert das Zusammenspiel 
wichtiger Stakeholder der Hafenwirtschaft und der  
IT-Branche. Sie vermarktet spezielles, hafenspezifisches 
Fachwissen und nimmt die hamburgischen Hafeninteres­
sen auf nationaler und internationaler Ebene wahr. Neben 
den originären Hafenaufgaben übernimmt die HPA als 
öffentlicher Aufgabenträger weitere hafenfremde Aufgaben, 
wie z. B. die Bewirtschaftung der Insel Neuwerk oder den 
Betrieb sowie die Instandhaltung des Alten St. Pauli Elb­
tunnels.

Mit den Gründungen der Tochtergesellschaften CGH 
Cruise Gate Hamburg GmbH (CGH) und CGH Terminalei­
gentumsgesellschaft mbH (TEG) wurden die Rahmenbe­
dingungen für die erfolgreiche Entwicklung des Kreuz­
fahrtgeschäfts in Hamburg geschaffen. Das ganzheitliche 
Flottenmanagement für die Freie und Hansestadt Hamburg 
(FHH) wird von der HPA-Tochtergesellschaft Flotte Ham­
burg GmbH & Co. KG (FLH) erfolgreich wahrgenommen. 
Die HPA Polder Hamburg GmbH (HPG) wird künftig die 
Hochwasserschutzpflichten der HPA-Polder übernehmen.

Ziele und Strategien

Im Zuge der Corona-Krise stand im Jahr 2020 insbesondere 
die Sicherstellung des Betriebs im Hamburger Hafen sowie 
innerhalb der HPA im Fokus. So hat die HPA ihren Beitrag 
dazu geleistet, die weltweiten Lieferketten aufrecht zu 
erhalten und die Versorgung der Bevölkerung etwa mit 
Konsumgütern aller Art, Lebensmitteln und Medizinpro­
dukten sicherzustellen.

Auch unter den Bedingungen einer weltweiten Pandemie 
hat die HPA ihre Aktivitäten weiter darauf ausgerichtet, die 
Wettbewerbsfähigkeit des Hamburger Hafens zu sichern 
und zu stärken. Wesentliche strategische Handlungsfelder 
umfassten hierbei die Modernisierung der Hafeninfrastruk­
tur, die Optimierung der Verkehrsströme sowie die Stär­
kung der Wertschöpfung im Hafen. Daneben wurde die 
Sicherstellung finanzieller Transparenz, die Wirtschaftlich­
keit, die Fokussierung auf den Kunden und der Anspruch, 
nach den Grundsätzen ökonomischer, ökologischer und 
sozialer Nachhaltigkeit zu handeln, ins Zentrum gerückt. 
Um der hohen Bedeutung der ökologischen Nachhaltigkeit 
gerecht zu werden, wurde ein eigenes Ziel „Klima und 
Umwelt“ innerhalb der unternehmensstrategischen Ziele 
der HPA definiert. Auch wurden zentrale Schritte zur Stär­
kung der Geschäftsprozesse und -modelle unternommen. 

Die massive Umstellung auf digitale Prozesse im Zuge der 
Corona-Krise konnte insbesondere durch die frühzeitig 
eingeleitete Digitalisierungsoffensive der HPA exzellent 
gemeistert werden. Das wohl wichtigste und seit mehr als 
einem Jahrzehnt verfolgte Ziel, die Fahrrinne der Elbe 
anzupassen, konnte im abgelaufenen Geschäftsjahr nahezu 
vollständig abgeschlossen werden, so dass im Geschäftsjahr 
2021 die Freigabe für die Schifffahrt erfolgen konnte.

Steuerungssysteme

Die Steuerung der HPA erfolgt über ein integriertes, kenn­
zahlengestütztes Planungssystem. Dies umfasst ein unter­
nehmensweites Berichtswesen durch das Controlling sowie 
ein Risikomanagementsystem. Ein integriertes Maßnah­
mencontrolling ergänzt dabei die bereits vorhandenen Steu­
erungssysteme.

Das Controlling erstellt quartalsweise Berichte mit Hoch­
rechnungen für das laufende Geschäftsjahr für alle Sparten 
und die Tochtergesellschaften. Darüber hinaus erfolgen 
jährlich die Aufstellung eines Wirtschaftsplans für das 
jeweils kommende Jahr sowie die Erarbeitung der Mittel­
fristigen Finanzplanung der nächsten fünf Geschäftsjahre.

Die Liquidität der HPA wird anhand eines monatlichen 
Liquiditätsmanagementberichts überwacht. Dieser enthält 
Erläuterungen zu Liquiditätsentwicklung und Finanzie­
rung.

Das Beteiligungscontrolling steuert die Tochtergesellschaf­
ten, die gemäß Beteiligungs-richtlinie ebenfalls entspre­
chenden Berichtspflichten unterliegen.

Wirtschaftsbericht

Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen

Der Hamburger Hafen verzeichnete im Jahr 2020 einen 
Gesamtumschlag von 126,3 Mio. t und lag damit um 7,6 % 
unter der Vergleichszahl aus dem Jahr 2019. Dabei gingen 
die Importe mit einem Minus von 10,6 % deutlich stärker 
zurück als die Exporte (-3,5 %).

Im Massengutumschlag gingen 38,5 Mio. t über die Kai­
kanten, was einem Rückgang um 6,7 % entspricht. Der 
Stückgutumschlag im Hamburger Hafen fiel um 7,9 % auf 
87,8 Mio. t, davon entfielen auf den Umschlag von Con­
tainern 86,6 Mio. t. Im Jahr 2020 wurden in Hamburg 
8,5 Mio. TEU umgeschlagen, was einem Rückgang von 
7,9 % entspricht.

Die Entwicklung des Umschlages im Verlauf des Jahres 
2020 stand vor allem im Zeichen der Corona-Krise und der 
Maßnahmen zur Beherrschung des Pandemiegeschehens. 
Nach einem schwachen Start in das Jahr war insbesondere 
der Containerumschlag im zweiten Quartal eingebrochen. 
Mit den Ergebnissen nach dem zweiten Quartal war bei 
einem TEU-Rückgang um 18,2 % und einem Rückgang des 
Gesamtumschlages um 16,2 % der Tiefpunkt im Jahresver­
lauf erreicht. Im Juli setzte ein Aufholprozess ein, der sich 
bis zum Jahresende beschleunigte. Vom zweiten Lockdown 
gingen keine spürbaren Effekte auf den Umschlag im Ham­
burger Hafen aus.

Der Umschlag von Containerboxen in den vier Haupthäfen 
der Nordrange wird auf 39,6 Mio. TEU geschätzt, was 
einem Rückgang um 2,8 % entspricht. Der Marktanteil 
Hamburgs am TEU-Umschlag in den vier Haupthäfen der 
Nordrange ist gegenüber dem Vorjahr von 22,7 % auf 21,5 % 
gefallen.

Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg
Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020
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China (inkl. Hongkong) ist im Jahr 2020 mit einem Volu­
men von 2,4 Mio. TEU nach wie vor mit großem Abstand 
das wichtigste Handelspartnerland des Hamburger Hafens. 
Auf dem zweiten Platz haben sich mit 591.000 TEU die 
USA etabliert, nachdem der Containerverkehr mit diesem 
Land schon im Jahr 2019 durch die Hinzugewinnung neuer 
Liniendienste erstarkt war. Singapur folgt mit 425.000 TEU 
weiterhin auf dem dritten Platz.

Die Aufschlüsselung des Containerverkehrs von und nach 
Hamburg auf die verschiedenen Erdteile zeigt durchweg 
vor allem pandemiebedingte Rückgänge:

•	 Für die Fahrtgebiete in Asien (Anteil in TEU 51,8 %) 
ergab sich insgesamt ein Rückgang des Containerum­
schlags um 8,4 %. Der Containerverkehr mit China (inkl. 
Hongkong) ging um 8,2 % zurück.

•	 Der Containerverkehr mit europäischen Ländern 
(Anteil in TEU 27,8 %) fiel um 7,7 %. Auffällig ist hier 
ein herausragender Zuwachs von 28,1 % für das Ver­
einigte Königreich, was einen neuen Umschlagsrekord 
in Hamburg bedeutet. Mit Blick auf den Brexiteffekt 
handelt es sich hierbei mit hoher Wahrscheinlichkeit 
um keine nachhaltige Entwicklung.

•	 Ebenfalls gegen den Trend wurde im Jahr 2020 im Con­
tainerverkehr mit den USA der Rekord aus dem Vorjahr 
noch einmal um 1,8 % überboten. Der Verkehr mit der 
Westküste Südamerikas fällt durch einen Zuwachs von 
9,0 % auf. Insgesamt ging der Containerumschlag für 
Amerika (Anteil in TEU 17,0 %) jedoch um 4,3 % zurück, 
da die Summe dieser Zuwächse in absoluten Zahlen 
geringer ausfiel als die Summe der absoluten Rückgänge 
in allen anderen Fahrtgebieten Amerikas.

Im Transhipment hat sich im Jahr 2020 ein Rückgang um 
11,6 % auf 3,0 Mio. TEU ergeben. Ein wesentlicher Grund 
liegt auch hier in den Auswirkungen der Corona-Pandemie 
auf die Fahrtgebiete Ostasiens in der ersten Jahreshälfte 
2020.

Als stabiler hat sich der Hinterlandverkehr erwiesen. Zwi­
schen dem Hamburger Hafen und den Bahnterminals im 
Hinterland wurden von Januar bis Dezember 46,6 Mio. t 
bewegt, das entspricht einem Rückgang von 3,3 % gegen­
über dem Jahr 2019. In Bezug auf die Ladungsmenge wurde 
im krisenhaften Jahr 2020 das drittbeste und in Bezug auf 
die transportierten Container das zweitbeste Ergebnis in 
der Geschichte der Hafenbahn erreicht.

Insgesamt liegen die coronabedingten Rückgänge des 
Warenumschlags deutlich unter dem zur Jahresmitte erwar­
teten Niveau.

Geschäftsverlauf

Flächenentwicklung

Der Hamburger Hafen steht nach wie vor unter einem 
erheblichen Nachfragedruck der Industrie und der mariti­
men Wirtschaft nach Flächen. Dieser wird dadurch ver­
schärft, dass geplante Entwicklungen auf erstmalig zu 
erschließenden Flächen aufgrund sich zunehmend ver­
schärfender Genehmigungsauflagen nicht zeitgerecht reali­
siert werden können und darüber hinaus der Bedarf der 
Stadtentwicklung nach Flächen für den Wohnungsbau auch 
an dieser Stelle das Flächenangebot des Hafens begrenzt. 
Für die Entwicklung des Universalhafens Hamburg ist 
daher die intensive Nutzung der limitierten Hafenflächen 
nach wie vor ein wesentlicher Aspekt der HPA-Geschäfts­
politik. Die HPA verfolgt ein kundenorientiertes Flächen­
management unter den Gesichtspunkten der Wirtschaft­
lichkeit, der Arbeitsplatzeffekte, der Wertschöpfung, des 
Klima- und Umweltschutzes, der Sozialverträglichkeit 

sowie der Innovation. Auf dieser Grundlage hat die HPA im 
Geschäftsjahr 2020 ihr Ziel weiterverfolgt, die Entwicklung 
und den Ausbau sowie die Vermietung von Hafenflächen 
nachhaltig zu optimieren.

Der Immobilien-Masterplan (Immoplan) wurde daher 
auch im Jahr 2020 auf Ebene der Wirtschaftseinheiten 
Schritt für Schritt weiterentwickelt und in die Projektphase 
der Planung und der Realisierung überführt. Erste hierfür 
notwendige Grundstücksankäufe und strategische Vor­
gaben zum Umgang mit betroffenen Miet- und Nutzungs­
verhältnissen wurden bereits umgesetzt.

Auch für die Landeshafengewässer wurde mit der Master-
planung Wasserflächen und dem weitestgehenden Ab­
schluss der Bestandsaufnahme ein wesentlicher Meilenstein 
erreicht. Im Jahr 2021 sollen in einem weiteren Schritt die 
Leistungsfähigkeit der Landeshafengewässer beurteilt und 
Maßnahmen zur Optimierung beschrieben werden. Die 
hierfür notwendigen Investitionsbedarfe sind dann zu 
ermitteln und in die Wirtschaftsplanung der Folgejahre 
aufzunehmen.

Entwicklung der Hafenbahn

Die Transportleistung entwickelte sich während des 
Geschäftsjahres pandemiebedingt sehr volatil. Verursacht 
durch die wasserseitigen Umschlagrückgänge im zweiten 
und dritten Quartal verringerte sich auch das schienenge­
bundene Transportvolumen in diesem Zeitraum. Dabei war 
als Besonderheit festzustellen, dass die Zugzahlen und die 
in die Züge eingestellten Waggons nur geringfügig redu­
ziert wurden und die Züge im Durchschnitt mit geringerer 
Auslastung weiter verkehrten. Im vierten Quartal waren 
wasserseitige Transportmengenzuwächse und für den Ver­
kehrsträger Bahn überproportional hohe Verkehrsmengen 
auf dem Niveau des Vorjahres feststellbar. Letztendlich 
konnten die Umsatzerlöse mit geringfügigen Abschlägen 
von ca. 1 Mio. EUR auf dem Niveau des Vorjahres gehalten 
werden.

Durch Restrukturierungs- und Gesundheitsmaßnahmen 
konnten trotz Pandemie die Prüf- und Instandhaltungs­
arbeiten sowie der daraus resultierende Aufwand und die 
Projektleistungen weitgehend auf dem geplanten Niveau 
des Wirtschaftsplanes realisiert werden. Aufwandseinspa­
rungen sind maßgeblich auf verbesserte Verhandlungs­
ergebnisse und ein reduziertes Preisniveau zurückzuführen.

Entwicklung des Kreuzfahrtgeschäftes

Nach einem vielversprechenden Saisonbeginn im Hamburg 
mit 13 Schiffsanläufen und rund 30.000 Passagieren kam 
das Kreuzfahrtgeschäft ab März 2020 aufgrund der Coro­
na-Pandemie global komplett zum Erliegen. Während des 
ersten Lockdowns konnte die HPA die Cruise Lines bei der 
herausfordernden Rückführung der Crews in ihre Heimat­
länder unterstützen und hatte über längere Zeit verschie­
dene Schiffe an den Cruise Centern liegen. Hamburg hat als 
einer der ersten Häfen weltweit ab Juni unter strengen 
Auflagen wieder Abfahrten durchführen können. Bis zum 
zweiten Lockdown im November 2020 fanden 81 Schiffs­
anläufe statt. Dabei wurden 76.285 Passagiere abgefertigt, 
was einem Rückgang von über 90 % entspricht.

Realisierung des Investitionsprogramms

Im Jahr 2020 konnte das Investitionsprogramm trotz der 
besonderen coronabedingten Herausforderungen erfolg­
reich fortgeführt werden.

Im Bereich der Großprojekte ist insbesondere die Fertig­
stellung der Neuen Bahnbrücke Kattwyk (NBK) zu nen­
nen. Diese wurde nach sechsjähriger Bauzeit pünktlich im 
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Dezember 2020 in Betrieb genommen. In einem nun für 
zwei Jahre angesetzten Probebetrieb wird die Funktion der 
NBK kontinuierlich überwacht und die Technik ggf. ange­
passt, bis sie im Jahr 2023 in den Regelbetrieb überführt 
wird.

Für die Grundsanierung der Weströhre des St. Pauli Elb-
tunnels wurde der Auftrag zur Ausführung der Hauptbau­
leistungen im August vergeben. Mit den Abbrucharbeiten 
in der Tunnelröhre wurde im 1. Quartal 2021 begonnen.

Im Projekt Neubau Waltershofer Brücken ist der Neubau 
der westlichen dreispurigen Straßenbrücke abgeschlossen. 
Die Inbetriebnahme des Straßenzuges Waltershofer Damm 
erfolgte im August 2020. Die temporär für den Straßenver­
kehr genutzte Bahnbrücke wurde wieder dem Schienenver­
kehr zugeführt. Nach Abschluss der letzten Arbeiten im 
Februar 2021 ist das Terminal Burchardkai wieder zwei­
gleisig erreichbar. Ein drittes Gleis ist in Planung.

Im Rahmen des Projektes Südliche Anbindung Altenwer-
der wurde die Weiterführung an den neuen Verkehrs­
anschluss GVZ/ CTA – Süd im Juni 2020 planmäßig fertig­
gestellt und für den Verkehr freigegeben.

Das Projekt Umbau Großschiffwarteplatz Finkenwerder 
wurde im Jahr 2020 abgeschlossen. Beide Liegeplätze sind 
im Jahresverlauf in Betrieb genommen worden.

Regelhaft wurden das Bauprogramm der Hafenbahn abge­
arbeitet und die Bahninfrastruktur instandgehalten sowie 
modernisiert. Die hier angesetzten Maßnahmenziele wur­
den trotz der Corona-Pandemie nicht nur erreicht, sondern 
übererfüllt.

Fortsetzung strategischer Ausbauprojekte

Angesichts eines stetigen Größenwachstums der im welt­
weiten Warenverkehr eingesetzten Großcontainerschiffe ist 
die Fahrrinnenanpassung von Unter- und Außenelbe wei­
terhin das Schlüsselprojekt zur Zukunftssicherung des 
Hafens. Die Baggerarbeiten auf der Delegationsstrecke 
konnten von der HPA im Oktober 2020 abgeschlossen wer­
den. Die Realisierung der übrigen im Zuge des Fahrrinnen­
ausbaus durchzuführenden Teilprojekte ist ebenfalls weit 
fortgeschritten. So wurden der Neubau des Dükers vom 
Falkensteiner Ufer zur Insel Neßsand und die Errichtung 
der neuen Richtfeuerline Blankenese erfolgreich abge­
schlossen. Die Ausgleichsfläche auf der Billwerder Insel 
wurde als tidebeeinflusster Lebensraum für den Schier­
lings-Wasserfenchel fertiggestellt. Die Sicherung des Ost­
ufers am Köhlbrand startete im Frühjahr 2021.

Durch die vollständige Fertigstellung der Begegnungsbox 
zwischen Wedel und Blankenese werden Begegnungsver­
kehre deutlich erleichtert. Nach dem planmäßigen 
Abschluss der Baggerarbeiten für die Fahrrinnenanpassung 
konnte im Mai 2021 die erste Freigabestufe für die verbes­
serten Tiefgänge umgesetzt werden. Nun können große 
Containerschiffe die neue Fahrwassertiefe mit einem bis zu 
0,9 Meter erhöhten Tiefgang nutzen.

Der Betrieb der Köhlbrandbrücke entwickelt sich über das 
Jahr 2030 hinaus als zunehmend nicht mehr wirtschaftlich. 
Zudem entspricht die 1974 eingeweihte Brücke mit ihrer 
Durchfahrtshöhe von 53 Metern nicht mehr den prognosti­
zierten Größenverhältnissen zukünftiger Containerschiffe. 
Im Projekt Neue Köhlbrandquerung wurde nach Abschluss 
der Machbarkeitsstudie für die Varianten Brücke, Bohrtun­
nel und Absenktunnel mit den Teilnahmewettbewerben für 
die Vorplanung der Varianten Brücke und Bohrtunnel 
begonnen. Die Vorplanungsleistungen für die Bohrtunnel­
variante wurden beauftragt; die Baugrunderkundungen 
sind nahezu abgeschlossen. Die Vorplanung des Rückbaus 

der bestehenden Köhlbrandbrücke wurde im Januar 2021 
vergeben.

Für das Projekt Westerweiterung des Container Termi-
nals Hamburg (CTH) hat die zuständige Genehmigungs­
behörde im Dezember 2016 den Planfeststellungsbeschluss 
erlassen. Der Beschluss wurde in zweiter Instanz vor dem 
Oberverwaltungsgericht Hamburg beklagt. Im Mai 2021 
wurden diese Klagen abgewiesen. Die dem Planfeststel­
lungsbeschluss zugrunde gelegte Bedarfsprognose ist recht­
lich nicht zu beanstanden. Die schriftliche Urteilsbegrün­
dung soll voraussichtlich im Juni 2021 vorliegen. Gegen die 
Entscheidung können die Kläger die Zulassung der Revi­
sion beim Bundesverwaltungsgericht beantragen. Der Senat 
der FHH und die HPA haben beschlossen, die im Stadtteil 
Steinwerder gelegenen Flächen des Hansa-Terminals und 
des Roß-Terminals – zusammen als Steinwerder Süd 
bezeichnet – umzustrukturieren. Nach unterschiedlichen 
Planungskonzepten und einem im Jahr 2017 erfolgten 
internationalen Ideenwettbewerb wird dieser zentrale 
Bereich des mittleren Hafens nun in einem mehrstufigen 
Prozess nach § 14 HafenEG entwickelt. Derzeit wird die 
Vorbereitungsmaßnahme geplant und ein neuer Planfest­
stellungsantrag nach einer bereits erfolgten Umplanung 
vorbereitet.

Für die Hafenbahn ist die Westumfahrung Alte Süderelbe 
ein Fokusprojekt der kommenden Jahre. In diesem Projekt 
sollen zwei Gleise westlich des Bahnhofs Alte Süderelbe 
ertüchtigt werden, um kreuzende Verkehre im Bahnhofsteil 
zu reduzieren und somit einen Engpass zu beseitigen sowie 
die Betriebsqualität zu verbessern. Die Entwurfsplanung 
für das Projekt ist abgeschlossen, im nächsten Schritt folgt 
die konkrete Maßnahmenplanung.

Ebenfalls von hoher strategischer Bedeutung ist der Ausbau 
des 740-Meter-Netzes im Hafen. Die Deutsche Bahn (DB) 
ertüchtigt ihre Hauptstrecken bis zum Ende des Jahres 2030 
für den Einsatz von Zügen mit Längen von 740 Metern. Um 
solche Vollzüge auch in Hamburg abfertigen zu können, 
werden weitere Gleise der Hafenbahn verlängert. Dieses 
Projekt befindet sich in der Entwurfsplanung.

Der Senat hat im Oktober 2019 den Ausbau der Land-
stromversorgung im Hamburger Hafen beschlossen. 
Damit werden die Voraussetzungen zum Umstieg von die­
selbetriebener Energieversorgung zu ökologischem Strom­
betrieb während der Liegezeiten geschaffen. Gegenwärtig 
ist geplant, dass rund 15 % der großen Containerschiffe, die 
den Hamburger Hafen anlaufen, Landstrom nutzen könn­
ten. Entsprechend des von der HPA erarbeiteten Land­
strom-Konzeptes sollen zukünftig insgesamt sieben 
Anschlusspunkte für Containerschiffe am Burchardkai, 
Europakai und Predöhlkai verfügbar sein. Darüber hinaus 
wird das Landstromangebot auf alle bestehenden Kreuz­
fahrtterminals ausgeweitet. Das Ausbauprogramm soll bis 
Ende 2023 abgeschlossen sein.

Die HPA entwickelt und analysiert gemeinsam mit ihren 
Tochtergesellschaften TEG und CGH in einem stetigen 
Prozess mögliche Lösungen zur Optimierung bzw. zum 
weiteren Infrastrukturausbau. Ein Baustein dieser Entwick­
lung ist weiterhin die Realisierung des Neubaus des Cruise 
Centers in der HafenCity. Das Kreuzfahrtterminal wird 
ein integrierter Bestandteil eines Gebäudekomplexes mit 
Einkaufszentrum und Hotel innerhalb des Südlichen Über­
seequartiers, das durch den Investor Unibail-Rodam­
co-Westfield (URW) verwirklicht wird. Es soll insbesondere 
für kleinere Kreuzfahrtschiffe aus dem Luxus- und Expedi­
tionssegment genutzt werden.
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Finanzielle Leistungsindikatoren und Lage des Unter-
nehmens

Zur Steuerung der Aktivitäten im Hinblick auf die Unter­
nehmensziele und die Umsetzung der Unternehmensstrate­

gie nutzt die HPA verschiedene finanzielle Leistungsindi­
katoren. Die wesentlichen Steuerungsgrößen der einzelnen 
Sparten und Geschäftsbereiche sind die Umsatzrendite 
sowie das Aufwandsvolumen und wegen der speziellen 
Form der Finanzierung somit das Jahresergebnis.

Ertragslage 

In TEUR  2020 2019 Veränderung 

         

Umsatzerlöse 218.612 225.765 -7.153 

Aktivierte Eigenleistungen 17.189 14.922 2.267 

Sonstige betriebliche Erträge 323.519 243.668 79.851 

    

Materialaufwand 260.791 177.121 83.670 

Personalaufwand 137.790 141.334 -3.544 

Abschreibungen 49.665 48.835 830 

Sonstiger betrieblicher Aufwand 58.139 64.553 -6.414 

Sonstige Steuern 6.000 6.344 -344 

    

Abschreibungen auf Finanzanlagen 7.000 0 7.000 

Zinsergebnis -39.936 -39.289 647 

    

Jahresüberschuss 0 6.879 -6.879 

Verlustvortrag -35.190 -42.069 6.879 

Bilanzverlust -35.190 -35.190 0 

 

  
Die Umsatzerlöse sind gegenüber dem Vorjahr um insge­
samt 7,2 Mio. EUR gesunken. Dieser Rückgang ist im 
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie zu sehen und 
betrifft insbesondere die Hafengeld- und Hafenbahnerlöse.

Die sonstigen betrieblichen Erträge umfassen vor allem die 
öffentlichen Zuschüsse für das Geschäftsfeld Public für den 
Betrieb sowie für die Investitionen (Aufwandsprojekte). 
Der Anstieg gegenüber dem Vorjahr in Höhe von 79,9 Mio. 
EUR ist auf höhere Projektzuschüsse aufgrund von Leis­
tungsverschiebungen aus den Vorjahren und einen über­
planmäßigen Projektfortschritt bei der Fahrrinnenanpas­
sung zurückzuführen. Zusätzlich sind die betrieblichen 
Zuschüsse u. a. zur Förderung des Erhaltungsmanagements 
und für Landstrom im Hafen angestiegen.

Die Entwicklung des Materialaufwands (+83,7 Mio. EUR) 
ist vor allem projektinduziert (Fortschritt der Fahrinnen­
anpassung) und wird durch entsprechende Zuschüsse aus­
geglichen.

Der Personalaufwand ist trotz regulärer Tarifsteigerungen 
und Personalmehrungen gegenüber dem Vorjahr um 3,5 
Mio. EUR gesunken. Im Vorjahr hatte es Sondereffekte im 
Rahmen der Bewertung der Altersvorsorgeaufwendungen 
gegeben, die sich so im Geschäftsjahr 2020 nicht erneut 
ausgewirkt haben.

Im Vorjahr waren die sonstigen betrieblichen Aufwendun­
gen durch Entschädigungszahlungen im Rahmen des Pro­
jektes Fahrrinnenanpassung sowie durch periodenfremde 
Aufwendungen geprägt. Der Wegfall dieser Aufwendungen 

(insgesamt rd. 18,3 Mio. EUR) im Geschäftsjahr 2020 wird 
teilweise kompensiert durch Buchverluste aus dem Abgang 
von Gegenständen des Sachanlagevermögens in Höhe von 
9,3 Mio. EUR, die insbesondere im Zusammenhang mit der 
Aufgabe von zwei geplanten Projekten stehen. Darüber 
hinaus ist im Geschäftsjahr 2020 corona-induziert zusätz­
licher Aufwand im Rahmen der Forderungsbewertung 
(rd. 2,1 Mio. EUR) sowie für laufende IT-Dienstleistungen 
(rd. 1,3 Mio. EUR) angefallen. Im Übrigen sind bei ver­
schiedenen anderen Kostenarten u. a. coronabedingt sowie 
durch ein Kostenmanagement die Aufwendungen geringer 
ausgefallen.

Das Zinsergebnis beinhaltet die Zinserträge für die Auf­
zinsung langfristiger Pensions- und Beihilfeforderungen in 
Höhe von 8,5 Mio. EUR (Vorjahr 10,5 Mio. EUR) sowie die 
Zinsaufwendungen für langfristige Kredite nebst Bürg­
schaftsprovisionen von 8,0 Mio. EUR (Vorjahr 8,2 Mio. 
EUR). Darüber hinaus ist es wesentlich durch den Aufwand 
aus der Aufzinsung von langfristigen Rückstellungen in 
Höhe von 40,9 Mio. EUR (Vorjahr 41,5 Mio. EUR) geprägt, 
die insbesondere Pensions- und Beihilfeverpflichtungen 
betreffen. Die Abschreibungen auf Finanzanlagen betreffen 
eine Abschreibung auf den Beteiligungsbuchwert der 
Kreuzfahrttochter TEG in Höhe von 7,0 Mio. EUR, die 
aufgrund des pandemiebedingten Einbruches des Kreuz­
fahrtgeschäftes erforderlich wurde.

Bei einem während der Corona-Pandemie uneingeschränkt 
aufrechterhaltenen Betrieb des Hamburger Hafens wurde 
trotz empfindlicher Umsatzrückgänge durch eine konse­
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quente betriebswirtschaftliche Steuerung ein ausgegliche­
nes Ergebnis erzielt, das sich aus einem positiven Jahres­
ergebnis im Geschäftsfeld Commercial und einer leichten 
Unterdeckung im Geschäftsfeld Public ergibt.

Im Lagebericht des Vorjahres war bei einer zum damaligen 
Zeitpunkt bestehenden Unterfinanzierung im Geschäfts­
feld Public mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 
4,2  Mio.  EUR für das Geschäftsjahr 2020 gerechnet wor­
den. Die Abweichung zum tatsächlich ausgewiesenen aus­
geglichenen Jahresergebnis für das Geschäftsjahr 2020 ist 
bei einer leichten Unterdeckung im Geschäftsfeld Public 
insbesondere auf die erläuterten negativen Effekte aus der 
Corona-Pandemie zurückzuführen.

Finanzlage 
In Mio. EUR 2020 2019 Veränderung 
       
Darlehensstand -415,4 -382,0 33,4 
Betriebsmittelkonto +27,8 -4,3 32,1 

Fremdkapitalquote  57,5 % 56,0 % 
 1,5%-
Punkte  

 

  Die Zahlungsfähigkeit der HPA war im Berichtsjahr jeder­
zeit gesichert.

Die Finanzierung der HPA erfolgt durch Zuschüsse und 
Kostenerstattungen der FHH sowie durch eigenen operati­
ven Cashflow. Investitionen im Geschäftsfeld Commercial 
werden darüber hinaus durch die Aufnahme von Darlehen 
finanziert. Weitere Liquidität wird in Form eines Konto­
korrentkredits bei der Kasse.Hamburg zur Verfügung 
gestellt.

Im Dezember wurde die letzte offene Tranche über 100 Mio. 
EUR aus dem bestehenden Rahmenvertrag mit der Europä­
ischen Investitionsbank (EIB) gezogen und ein Darlehen 
bei der HeLaBa vollständig getilgt.

Vermögenslage 
In Mio EUR 31.12.2020 31.12.2019 Veränderung 
        

Anlagevermögen 2.081,3 2.034,5 46,8 
Anlagenintensität 86,9 % 88,0 % -1,1%-Punkte 
Anlagendeckungs- 
grad 48,9 % 50,0 % -1,1% Punkte 

Eigenkapital 1.016,9 1.016,9 0 
Eigenkapitalquote 42,5 % 44,0 % -1,5%-Punkte 
Sonderposten  446,1 435,2 10,9 
Rückstellungen 483,5 431,2 52,3 
 Hiervon 
Altersvorsorge- 
rückstellungen  374,5 337,0 37,5 
 
  

Die Bilanzsumme stieg im Geschäftsjahr 2020 um 83,4 Mio. 
EUR auf 2.395,2 Mio. EUR.

Im Berichtsjahr erfolgten Investitionen in das Anlagever­
mögen der HPA in Höhe von 114,9 Mio. EUR (Vorjahr 
119,5 Mio. EUR.) Der Deckungsgrad des Anlagevermögens 
durch Eigenkapital zzgl. des Sonderpostens für nicht rück­
zahlbare Zuschüsse beläuft sich auf 70,3 % (Vorjahr 71,4 %).

Nicht finanzielle Leistungsindikatoren

Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Ausgewählte Beschäftigtenzahlen  

 2020 2019 Veränderung 

 
Personalbestand 
per 31.12. in FTE 1.785,2 1.768,9 16,3 
Durchschnittlicher 
Bestand operativer  
Beschäftigter 1.769,3 1.742,6 26,7 
Fluktuationsrate 4,5 % 5,3 % -0,8 
 
Die von 5,3 % auf 4,5 % gesunkene Fluktuationsrate ist im 
Wesentlichen auf eine geringere Anzahl von unplanmäßi­
gen Austritten im Jahr 2020 sowie die hohe Anzahl an 
Altersabgängen im Jahr 2019 zurückzuführen. Insgesamt ist 
die Fluktuationsquote der HPA konstant auf einem niedri­
gen Niveau.

Die Ausbildungsquote liegt konstant zum Vorjahr bei 2,9 %. 
Die Nachwuchskräftequote ist im Geschäftsjahr von 3,5 % 
auf 4,0 % angestiegen. Dieses ist auf den Anstieg der dualen 
Studierenden zurückzuführen.

Maßnahmen zum Schutz von Mensch, Natur und Klima1)

Die HPA ist mit ihrer seit 2011 eingeführten Klimaschutz­
strategie und bei der Erreichung ihrer Klimaziele auf einem 
guten Weg. Am 28.06.2018 wurde die HPA Klima-Partner 
der Stadt Hamburg. Damit hat sich die HPA als öffentliches 
Unternehmen den Zielen der FHH verpflichtet, zusätzlich 
150 t CO2-Emissionen jährlich zu mindern. Die Klima-Part­
ner-Vereinbarung lief am 31.12.2020 aus und wird im Jahr 
2021 aufgrund der Anpassung des Hamburger Klimaplans 
an das neue 1,5°C-Ziel durch Abschluss einer weiteren Ver­
einbarung erneuert. Die HPA hat sich analog zum Hambur­
ger Klimaplan zum Ziel gesetzt, die CO2-Emissionen bis 
zum Jahr 2030 um 55 % und bis zum Jahr 2050 um nahezu 
100 % im Vergleich zum Jahr 1990 zu mindern. Bis heute hat 
die HPA etwa 125.000 t CO2 durch die jährlichen Maßnah­
men eingespart. Das entspricht einer über 55-prozentigen 
Reduktion der CO2-Emissionen und hat das Ziel einer 
55-prozentigen Minderung bis zum Jahr 2030 bereits über­
erfüllt.

Die im Jahr 2020 beschlossene aktualisierte Klimastrategie 
der HPA besteht aus zwei Säulen, der Klimaschutzstrategie 
(Dekarbonisierungsstrategie) und der Klimaanpassungs­
strategie, die den globalen (Sustainable Development Goals 
und Pariser Abkommen) und den regionalen (Hamburger 
Klimaplan) Anforderungen Rechnung trägt. Während die 
Dekarbonisierungsstrategie bereits sehr konkrete Ziele 
benennt, befindet sich die Anpassungsstrategie noch in der 
Entwicklungsphase.

Die HPA verfügt zudem über ein Energiemanagementsys­
tem nach DIN ISO 50001: 2018. Im Jahr 2020 wurde das 
Überwachungsaudit zum wiederholten Male erfolgreich 
durch den TÜV Nord zertifiziert. Die gesamte Energieeffi­
zienz hat sich verglichen von 2015 bis 2019 um 5,64 % ver­
bessert, was den Erfolg des Energiemanagementsystems 
widerspiegelt.

Seit dem Jahr 2014 hat das Unternehmen zunehmend Elek­
trofahrzeuge beschafft. Die Elektrofahrzeug-Quote des 
Fuhrparks beträgt ca. 35 % und erfüllt damit die Ziele des 

1) � Freiwillige, ungeprüfte Inhalte, die vom Abschlussprüfer 
kritisch gelesen wurden.
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Hamburger Klimaplans zur Förderung der Elektromobili­
tät.

Prognose-, Risiko- und Chancenbericht

Prognosebericht

Entwicklung Marktumfeld

Die weitere Entwicklung des Hamburger Hafens findet in 
einem wirtschaftlichen Umfeld statt, das von der Erwartung 
einer ungebrochenen Fortsetzung des im zweiten Halbjahr 
2020 begonnenen Aufholprozesses geprägt ist. In der ifo 
Konjunkturprognose Winter 2020 wird erwartet, dass die 
Weltwirtschaft 2021 um 5,8 % wächst. Für das Jahr 2022 
rechnet das ifo Institut mit einem Wachstum von 4,2 %. 
Dies ähnelt den Annahmen des IWF, der mit einem Wachs­
tum der Weltwirtschaft von 5,5 % im Jahr 2021 und für das 
Jahr 2022 von 4,2 % rechnet.

Es wird davon ausgegangen, dass die globale Industriekon­
junktur weitestgehend intakt ist, was sich in steigenden 
Auftragseingängen zeigt. Generell waren und sind die Aus­
wirkungen der Pandemie bzw. der Maßnahmen zu ihrer 
Bewältigung besonders stark spürbar in Dienstleistungsbe­
reichen wie Gastronomie, Touristik und Veranstaltungen 
sowie im stationären Einzelhandel, während die Industrie 
und auch das Baugewerbe schon seit längerem auf Erho­
lungskurs sind.

In wichtigen Absatzländern, insbesondere in Asien, ist das 
Infektionsgeschehen weitgehend unter Kontrolle. In den 
USA, für die dies noch nicht gilt, führten die dortigen Maß­
nahmen bisher nicht zu stärkeren Einbrüchen der Nach­
frage.

In Deutschland hat der seit November bestehende Lock­
down seine Spuren in der Konjunktur hinterlassen und 
wirkt im Jahr 2021 noch fort. Für das Jahr 2021 rechnet das 
ifo Institut mit einem Wachstum des deutschen Brutto­
inlandsprodukts von 4,2 %, für das Jahr 2022 wird ein 
Zuwachs von 2,5 % erwartet. Gemäß Einschätzung des IWF 
liegt das Wachstum bei 3,5 % bzw. für das Jahr 2022 bei 
3,1 %.

Für das chinesische Bruttoinlandsprodukt erwartet der 
IWF im Jahr 2021 ein Wachstum von 8,1 %, im folgenden 
Jahr dann 5,6 %. Die Volkswirtschaft Chinas war nach tie­
fem Einbruch im ersten Quartal 2020 bereits im zweiten 
Quartal wieder auf einen klaren Wachstumspfad einge­
schwenkt. China, das wichtigste Handelspartnerland des 
Hamburger Hafens, hat im Jahr 2021 wie Indien die Rolle 
eines Wachstumstreibers der Weltwirtschaft inne.

Der weitere Verlauf der Corona-Pandemie ist fraglos der mit 
Abstand größte Risikofaktor für die weitere ökonomische 
Entwicklung. Allerdings sollte nicht aus dem Blick geraten, 
dass die Folgen des Brexits noch nicht bewältigt sind und 
dass die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den großen 
Handelsregionen der Welt weiterhin angespannt sind.

Vor diesem gesamtwirtschaftlichen Hintergrund steht der 
Hamburger Hafen auch im Jahr 2021 in einer aufgrund 
mehrerer Faktoren anhaltend angespannten Wettbewerbssi­
tuation. In hohem Maße dafür verantwortlich ist der in der 
Vergangenheit erfolgte und nicht zum Stillstand kommende 
Aufbau von Umschlagskapazitäten in der Nordrange. Beste­
hende Überkapazitäten in den Westhäfen müssen immer 
noch ausgelastet werden, während dort und auch in briti­
schen Häfen weiterhin massive Kapazitätserweiterungen 
vorgenommen wurden.

Die Entwicklung des Umschlags im Hamburger Hafen im 
Jahr 2021 wird unter anderem auch vom Wandel der Lini­
enstruktur und von der Anzahl der Hamburg anlaufenden 

Liniendienste abhängen. Veränderungen in diesen Berei­
chen könnten aufgrund der Marktkonzentration auf Seiten 
der Reedereien mit besonders großen Mengeneffekten für 
Hamburg verbunden sein.

Zwar können die traditionellen Stärken in Logistik und 
Hinterlandverkehr weiterhin als stabilisierende Faktoren 
für die Bindung an den Hamburger Hafen wirken, aber die 
Reedereibeteiligungen an vielen Terminals in Hamburgs 
Wettbewerbshäfen haben im Zusammenhang mit der Aus­
lastung von Umschlagskapazitäten fraglos einen deutlichen 
Einfluss auf die Gestaltung von Liniendiensten und damit 
auf die Umschlagsentwicklung des Hamburger Hafens.

Weitere Faktoren eines zunehmenden Wettbewerbsdrucks 
für den Hamburger Hafen, die zudem Auswirkungen auf 
die Entwicklung traditioneller Hinterlandbeziehungen 
haben können, sind in den nächsten Jahren der Ausbau der 
Schienenanbindung des Hafens Rotterdam und der weitere 
Kapazitätsaufbau des Danziger Hafens mit der Folge weite­
rer Direktverkehre nach Osteuropa. Auf mittlere Sicht sieht 
sich die gesamte Nordrange einer erstarkenden Konkurrenz 
durch Häfen am Mittelmeer sowie teilweise damit verbun­
denen Effekten der chinesischen Belt and Road Initiative 
gegenüber. Besonders Piräus kann sich mittelfristig als 
Alternative für den Fernost-Containerverkehr anbieten.

Mit dem Abschluss der Fahrrinnenanpassung steht nun ein 
höherer Tiefgang zur Verfügung, durch die der Hamburger 
Hafen eine deutliche Stärkung seiner Wettbewerbsposition 
in der Nordrange erlangt hat.

Damit hat Hamburg die Möglichkeit, die Vorteile seines 
Hafens ohne die bisherigen nautisch bedingten Hemmnisse 
in den Wettbewerb einzubringen und die Chance wahrzu­
nehmen, in den letzten Jahren eingetretene Verluste von 
Marktanteilen teilweise wieder aufzuholen. Die damit ver­
bundene Perspektive zur Gewinnung neuer Umschläge 
wird abgesichert durch ein weiterentwickeltes Sedimentma­
nagement.

Mit diesen Rahmenbedingungen kann der Hamburger 
Hafen vorsichtig optimistisch in das Jahr 2021 gehen. Auch 
langfristig weist der Güterumschlag im Hamburger Hafen 
ein nachhaltiges Wachstumspotenzial auf. Das Umschlagge­
schehen im Hamburger Hafen wird gemäß Potenzialprog­
nose künftig weiterhin in zunehmendem Umfang durch die 
positive Entwicklung des Containerumschlags geprägt. Für 
das Jahr 2035 wird ein Umschlagpotenzial von 13,1 Mio. 
TEU prognostiziert, was ein durchschnittliches jährliches 
Wachstum von 2,2 % voraussetzt.

Die kurzfristige Entwicklung der Kreuzschifffahrt in Ham­
burg ist gesondert zu betrachten, denn sie hängt in besonde­
rem Maße von der weiteren Entwicklung der Corona-Pan­
demie ab. Der Verlauf des Infektionsgeschehens und die 
Verfügbarkeit von Impfstoffen sind bestimmend für die 
Chancen zur Wiederaufnahme von Kreuzfahrten. Die 
Kreuzschifffahrt findet nur sehr allmählich zu einem redu­
zierten Betrieb zurück. Der Ausblick auf das Jahr 2021 
bleibt deshalb verhalten. Mittelfristig wird mit der Rück­
kehr zum ursprünglich prognostizierten Entwicklungspfad 
ab dem Jahr 2025 gerechnet.

Wirtschaftsplanung

In der Wirtschaftsplanung für das Jahr 2021 erfolgt die Pla­
nung der Erlöse vor dem Hintergrund der unklaren Pande­
mielage und dem herausfordernden Wettbewerbsumfeld 
konservativ leicht unter Vorjahresniveau. Der betriebliche 
Aufwand im Jahr 2021 wird mit einer restriktiven Steige­
rungsrate für Preis- und Inflationsanpassungen von 2,0 % 
geplant.
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Erwartete Steigerungen bei den Personalaufwendungen 
resultieren aus Tarifsteigerungen sowie der Belastung aus 
Aufwendungen für die Altersvorsorge. Der geplante Zins­
aufwand beruht ebenfalls vor allem auf Pensionslasten 
sowie steigenden Fremdkapitalzinsen, die auf die Fortfüh­
rung der Ersatz- und Ausbauinvestitionen zurückzuführen 
sind.

Durch das herausfordernde Markt- und Wettbewerbsum­
feld sind teilweise Zugeständnisse auf der Umsatzseite hin­
zunehmen und kostenintensive Ausbauaktivitäten erforder­
lich, um die Wettbewerbsfähigkeit des Hamburger Hafens 
langfristig zu erhalten. Im Jahr 2021 sollen mit einem 
Investitionsvolumen in Höhe von 223 Mio. EUR der Aus­
bau und die Entwicklung des Hamburger Hafens, die 
Grundinstandsetzung und die Erneuerung bestehender 
Infrastrukturanlagen weiter vorangetrieben werden.

Aufgrund einer bisher absehbaren Unterfinanzierung im 
Geschäftsfeld Public wird für das Jahr 2021 ein Jahresfehl­
betrag von 27,9 Mio. EUR geplant. Allerdings wird erwar­
tet, dass dieses Defizit über die Beantragung von Coro­
na-Hilfen und die Bewirtschaftung des Haushaltes 2021 
noch ausgeglichen werden kann.

Risiken- und Chancenbericht

Risikomanagementsysteme

Das Risiko- und Chancen-Management (RCM) ist ein wich­
tiges Element zur erfolgreichen Unternehmenssteuerung. 
Das Management der HPA berücksichtigt sämtliche rele­
vanten Risiken und Chancen, die sich im Sinne des Geset­
zes zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbe­
reich (KonTraG) ergeben können. Dies wird sichergestellt, 
indem ein Risiko- und Chancen-Managementsystem als 
Instrument der Unternehmenssteuerung etabliert ist.

Die Interne Revision überwacht Funktionsfähigkeit, Ord­
nungsmäßigkeit, Wirksamkeit und Transparenz des RCM 
für die HPA.

Risikobericht

Die wesentlichen HPA-Risiken bestehen in Abhängigkeit 
von der wirtschaftlichen Entwicklung des Welthandels in 
der damit verbundenen zeitgerechten Sicherstellung der 
Verfügbarkeit vorhandener Infrastrukturanlagen und im 
Bereitstellen neuer Infrastrukturanlagen, die für das 
zukünftige Verkehrsaufkommen erforderlich sein werden. 
Nur durch ein optimales Instandhaltungs- und Projektma­
nagement ist die HPA in der Lage, diese Aufgaben zu 
bewältigen. Insbesondere führen die steigenden Verkehrs­
mengen sowie die durch die Großcontainerschiffe verur­
sachten Verkehrsspitzen zu einer besonderen Herausforde­
rung bei den Verkehrsträgern Schiene und Straße. Um die 
zukünftigen Verkehre störungsfrei bewältigen zu können, 
wird es erforderlich sein, neben den Infrastrukturinvestitio­
nen auch in die Digitalisierung von Verkehrsprozessabläu­
fen zu investieren. Die daraus resultierenden und nachste­
hend beschriebenen Risiken stehen bereits seit Jahren unter 
ständiger Beobachtung. Parallel dazu haben sich aber in den 
letzten Jahren zusätzliche neue Risiken entwickelt, die 
ebenfalls großen Einfluss auf die Geschäftsfelder, die 
Finanz- und Ertragslage oder die Reputation der HPA 
haben können. Wesentliche bekannte Risiken sind daher:

Mindertiefen aufgrund von Sedimentation im Hafen

Der reibungslose Betrieb des Hamburger Hafens hängt in 
hohem Maße davon ab, ob eine ausreichende Wassertiefe 
für eine verlässliche seeseitige Zugänglichkeit vorhanden 
ist. Dabei spielt neben der erfolgreichen Umsetzung der 
geplanten Fahrrinnenanpassung für die tideabhängige 

Fahrt mit Tiefgängen bis zu 14,5 Metern insbesondere die 
regelmäßig erforderliche Wassertiefenunterhaltung eine 
entscheidende Rolle. Die natürliche Sedimentation aus dem 
Oberlauf der Elbe und der Nordsee führt zu Eintreibungen, 
die durch regelmäßige Unterhaltungsbaggerei entfernt wer­
den müssen. Entscheidender Faktor für den Umfang der 
Sedimentation im Hamburger Hafen ist der Oberwasserzu­
fluss aus dem Einzugsgebiet der Elbe. Die seit nunmehr 
über sieben Jahre anhaltenden schlechten Abflussverhält­
nisse haben zu einem erheblichen Anstieg der Sedimenta­
tion und nautisch erforderlicher Unterhaltungsbaggerei im 
Hamburger Hafen geführt. In Zeiten des Klimawandels ist 
zu befürchten, dass sich diese ungünstigen natürlichen 
Rahmenbedingungen verstetigen.

Die Sicherung ausreichender Verbringmöglichkeiten für 
die Sedimente ist existenzielle Voraussetzung, um die Funk­
tionsfähigkeit des Hamburger Hafens sicherstellen zu kön­
nen. Die aktuell bestehenden Möglichkeiten der Verbrin­
gung zur Tonne E3 in der Nordsee (limitierte Mengen, 
zeitliche Befristung, Umweltauflagen) sowie auf Hambur­
ger Gebiet bei Neßsand (ökologische Ausschlusszeiten, 
Kreislaufbaggern) sind im Hinblick auf sich verändernde 
natürliche Randbedingungen und gesteigerte Unterhal­
tungsanforderungen nach dem Fahrrinnenausbau zukünf­
tig nicht ausreichend. Um angemessen auf die heutigen 
Anforderungen reagieren zu können, ist mindestens eine 
zusätzliche Verbringoption notwendig, damit so ein adapti­
ves Unterhaltungsmanagement realisiert werden kann. Die 
HPA prüft daher jetzt weitere Optionen.

Für die Entsorgung von höher belastetem Baggergut, das 
nicht im Gewässer umgelagert werden kann, steht seit dem 
Jahr 2020 ausschließlich die Deponie Feldhofe auf Hambur­
ger Landesgebiet zur Verfügung, eine Kapazitätserweite­
rung auf gleicher Fläche wird aktuell geprüft.

Schiffsgrößenentwicklung

Aufgrund der zunehmenden Megaschiffanläufe steigt die 
Komplexität der hoheitlichen Aufgaben zur Überwachung 
des Schiffsverkehrs und zur Gewährleistung der Sicherheit. 
Damit können zum einen Haftungsrisiken entstehen oder, 
im Falle dauerhafter Verkehrsengpässe, das Risiko der 
Abwanderung von Liniendiensten, was wiederum Einnah­
meverluste für die HPA mit sich bringen würde. Um dieses 
Risiko zu vermeiden, optimiert die HPA stetig die Verkehrs­
ablaufsteuerung. Dies erfolgt unter anderem durch die 
Weiterentwicklung der Verkehrssicherungssysteme, regel­
mäßige Schulungen sowie Simulationen vor Großschiff- 
Erstanläufen. Durch vielfältige Maßnahmen, wie die stetige 
operative, technische und personelle Optimierung der Nau­
tischen Zentrale, wird diesem Risiko ebenfalls entgegen­
gesteuert.

Baulicher Zustand der Kaimauern und relevanter�  
Assetklassen

Das Projekt „Zustandsbewertung Kaimauern“ soll bis zum 
Jahr 2021 sukzessive Risiken aufdecken und den Investiti­
onsbedarf ermitteln. Die statische Nachrechnung aufgrund 
geänderter nautischer und hydrologischer Anforderungen 
wird im Anschluss daran erfolgen. Durch Belastungsverän­
derungen an Böschungen und Strombauwerken, überwie­
gend durch natürliche und schiffinduzierte Strömungen, 
kann es zu Erosionen und zum Abrutschen von Böschun­
gen kommen.

Die Ergebnisse aus der Zustandsbewertung können zu 
zusätzlichen Belastungen der wirtschaftlichen Lage führen, 
da mögliche Ersatzinvestitionen grundsätzlich über Kre­
dite zu finanzieren sein werden.
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Finanzierung

Die in der Drucksache Neustrukturierung Hafenmanage­
ment (NHM) zugesagte Vollfinanzierung der Bedarfe für 
den laufenden Betrieb im Bereich Public wurde bisher 
nicht im Entwurf des Doppelhaushaltes 2021/2022 umge­
setzt. Eine theoretische Reduktion der Kosten auf das bis­
lang veranschlagte Zuwendungsvolumen führt zu Leis­
tungsreduzierungen, die massive Auswirkungen auf die 
Funktionsfähigkeit des Hafens haben werden.

Für den Ausgleich der Verlustsituation im Jahr 2021 liegt 
noch keine verwertbare bzw. planbare Lösung vor. Bei 
einem Finanzierungsbedarf auf dem Niveau der Vorjahre 
wird eine Unterfinanzierung von ca. 28,4 Mio. EUR p.a. 
prognostiziert. Allerdings werden intensive Gespräche mit 
Wirtschafts- und Finanzbehörde zur Schließung der Finan­
zierungslücke geführt. Darüber hinaus sollen Corona-Hil­
fen an die HPA gezahlt werden, die ebenfalls zu einer Redu­
zierung der Finanzierungslücke führen.

Für die aktuell im Wirtschaftsplan verankerten öffentlichen 
Projektfinanzbedarfe sind in Summe genügend finanzielle 
Finanzmittel in den jeweiligen Haushaltsjahren veran­
schlagt. Aufgelaufene Finanzierungsreste im Haushalt sind 
eine tragende Säule der Ausfinanzierung. Es scheinen darü­
ber ausreichende Möglichkeiten in der operativen Steue­
rung des Haushaltes vorhanden zu sein, um temporäre 
Unterdeckungen auszugleichen.

Eine vollständige Finanzierung der laufenden Aufgaben im 
öffentlichen Bereich für die kommenden Jahre ist die 
grundlegende Voraussetzung für eine nachhaltige Geschäfts­
fähigkeit der HPA. Zusätzliche Risiken ergeben sich aus 
Bestandskrediten, deren Vertragsklauseln entsprechende 
Regeln enthalten.

Digitalisierung

Der digitale Wandel ist eines der wichtigsten Handlungsfel­
der der nächsten Jahre. Die technologischen Entwicklun­
gen sind rasant und verändern die Art, wie Menschen mit­
einander kommunizieren, arbeiten, lernen und leben. Der 
zu beobachtende Wandel ist allumfassend und dauerhaft. In 
der Digitalisierungsstrategie beschreibt die HPA eine Viel­
zahl von Maßnahmen zum Gelingen der digitalen Transfor­
mation, die sich aus den fünf Handlungsfeldern Kooperie­
ren, Fokussieren, Fördern, Pilotieren und Betreiben zusam­
mensetzen und direkt gestaltet werden können. Neben 
einer Vielfalt an unternehmerischen Chancen, die sich aus 
der Digitalisierung ergeben, stellt diese gleichzeitig auch 
eine extreme Herausforderung für die Menschen (digitale 
Kultur und digitales Wissen) in der HPA, die Hafenakteure 
und die Gestaltung von Prozessen dar. Ziel ist es, die 
Beschäftigten in die Lage zu versetzen, den Wandel zu 
bewältigen bzw. aktiv mitgestalten zu können.

Auswirkungen des Klimawandels

Aufgrund der Klimaveränderung in den nächsten Jahr­
zehnten sind sehr volatile Wetterereignisse zu erwarten. 
Entsprechende Auswirkungen müssen zukünftig bei der 
Planung und dem Betrieb von Anlagen mitgedacht werden. 
Die aus dem Klimawandel entstehenden Schäden könnten 
zudem höhere Betriebskosten erzeugen. Die HPA evaluiert 
regelmäßig die finanziellen Folgen sowie weitere Risiken 
und Chancen von Naturereignissen. Klimabedingte Ereig­
nisse mit Einfluss auf den Hafen und die Transportkette 
können bedeutende Veränderungen der Geschäftsmodelle 
der Mieter und damit der Geschäftstätigkeit der HPA nach 
sich ziehen. Die Bauart der HPA-Anlagen und die verwen­
deten Rohstoffe erreichen unter Umständen deutlich eher 
ihre Belastungsgrenzen.

Risiken im Zusammenhang mit der Ausbreitung des 
Coronavirus

Auch der Hamburger Hafen, seine wichtigen Märkte im 
In- und Ausland sowie die Transport- und Logistikabläufe 
bekommen die Auswirkungen der Corona-Pandemie z. B. 
beim Containerumschlag und der Kreuzfahrtindustrie zu 
spüren.

Es besteht zudem das Risiko, dass sich die Pandemie auf die 
Gesundheit der Beschäftigten der HPA, den Geschäftsbe­
trieb, die Kundenbeziehungen sowie die Arbeitgebermarke 
/Arbeitgeberattraktivität der HPA auswirkt. Deshalb hat die 
HPA vielfältige Maßnahmen unternommen, um die 
Beschäftigten vor einer möglichen Erkrankung mit COVID-
19 zu schützen.

Kreuzfahrtgeschäft

Aufgrund der bundesweiten Maßnahmen zur Eindämmung 
der Pandemie ist das Kreuzfahrtgeschäft im Jahr 2020 zeit­
weise vollständig zum Erliegen gekommen. Teilweise konn­
ten Kreuzfahrten mit einem Bruchteil der maximalen Aus­
lastung oder sogenannte „Mini-Cruises“ durchgeführt wer­
den. Die Auswirkungen der Pandemie und der damit ver­
bundenen Maßnahmen bleiben weiterhin ungewiss und 
führen zu kurzfristigen Stornierungen von Anläufen und zu 
einer Unterauslastung der Schiffe. Um diese negativen 
Effekte zu mildern, bemüht sich die CGH ständig um die 
Vermarktung der Terminals und der Parkflächen für alter­
native Nutzungen, wie z. B. Events.

Cyberkritikalität

Die Cyber-Incidents sind gemäß dem Allianz Risk Baro­
meter 2020 auf Platz Eins der Geschäftsrisiken gestiegen. 
Ähnlich wie in der realen Welt ist die Cyber-Bedrohungs­
lage im Jahr 2020 von der Corona-Pandemie geprägt. Im 
Kontext der Corona-Pandemie wurden unterschiedliche 
Kampagnen, beispielsweise Phishing- und Schadpro­
gramm-Kampagnen, CEO-Fraud und Betrugsversuche mit 
IT-Mitteln beobachtet.

Wegen der fortgeschrittenen Digitalisierung bei der HPA 
und der Vernetzung mit anderen Unternehmen und Behör­
den (Land, Bund) könnten bei einem erfolgreichen Cyber­
angriff viele Geschäftsprozesse (Verkehrssteuerungen, Ent­
geltabrechnungen, Fernüberwachung von Anlagen etc.) 
sowie die gesamte Bürokommunikation (E-Mail, Telefonie) 
für mehrere Tage nicht funktionsfähig bzw. stark beein­
trächtigt sein. In der Folge könnten Einnahmeverluste, 
erhebliche Regressforderungen, Erpressbarkeit, Imageschä­
den oder Bußgeldverfahren eintreten. Es wurden deshalb 
seitens der HPA umfangreiche Maßnahmen durchgeführt, 
um die Gefahren von Cyber-Angriffen zu reduzieren wie 
Netzwerkzugangsschutz, Awareness-Kampagnen zur Sensi­
bilisierung der Beschäftigten u. a. zu Phishing-Mails oder 
ausschließliche Zulassung von sicheren Anwendungen.

Uneinbringliche Forderungen

Das Risiko uneinbringlicher Forderungen ist ebenfalls von 
der Pandemie betroffen. Bisher wurde von gleichbleiben­
den Forderungsausfällen bei gleichbleibender oder sich 
belebender Konjunktur ausgegangen. Aufgrund der Coro­
na-Pandemie wurde im Jahr 2020 ein erhöhtes Stundungs­
volumen gewährt. Dadurch besteht ein höheres Ausfall­
risiko als dies in den Jahren zuvor der Fall war. Es wird 
davon ausgegangen, dass sich dies im Jahr 2021 in ähnlicher 
Höhe fortsetzen wird.
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Risiken in Bezug auf die Verwendung�  
von Finanzinstrumenten

In den Geschäftsjahren 2007 und 2013 wurden Zinssiche­
rungsgeschäfte abgeschlossen, denen im vollen Umfang 
Basisgeschäfte gegenüberstehen. Diese dienen ausschließ­
lich der Optimierung von Kreditkonditionen sowie der 
Zinssicherung und damit der Risikobegrenzung. Ein Con­
trolling des eingerichteten Zinssicherungsgeschäfts findet 
statt und wird regelmäßig vom Treasury-Management an 
das Risikocontrolling sowie die Geschäftsführung berichtet.

Gesamtbild der Risikolage

Die weltweite Corona-Pandemie hat einen erheblichen Ein­
fluss auf das Risiko- und Chancenportfolio der HPA. Vor 
dem Jahr 2020 hat es kein Ereignis gegeben, welches so 
gravierend und vor allem so breit gefächert auf das Risiken- 
und Chancen Portfolio der HPA eingewirkt hat. Jedoch 
stellt sich keines der einzelnen Risiken für die HPA als 
bestandsgefährdend dar.

Chancenbericht

Fahrrinnenanpassung

Durch den Fahrrinnenausbau wird gewährleistet, dass die 
weltweit größten Containerschiffe den Hamburger Hafen 
zu wirtschaftlich attraktiven Bedingungen bedienen kön­
nen. Das Umschlagsvolumen kann so deutlich gesteigert 
werden. Nach Zurückweisung der letzten Klage der Natur­
schutzverbände gegen das Vorhaben durch das Bundesver­
waltungsgericht sind die Planfeststellungsbeschlüsse nun­
mehr unanfechtbar, so dass dem Abschluss der bereits seit 
dem Jahr 2019 laufenden Projektumsetzung keine recht­
lichen Risiken mehr entgegenstehen. Nach dem planmäßi­
gen Abschluss der Baggerarbeiten für die Fahrrinnenanpas­
sung konnte im Mai 2021 die erste Freigabestufe für die 
verbesserten Tiefgänge umgesetzt werden. Nun können 
große Containerschiffe die neue Fahrwassertiefe mit einem 
bis zu 0,9 Meter erhöhten Tiefgang nutzen.

Personalverfügbarkeit

Vorrangig wird der Einfluss der Pandemie auf die Personal­
verfügbarkeit zurzeit als positiv eingeschätzt, sodass hier 
Chancen für die HPA bestehen. Die Maßnahmen, die für 
alle Beschäftigten an ihren vielfältigen Arbeitsplätzen 
getroffen wurden, um diese vor einer COVID-19-Erkran­
kung zu schützen, sowie die Gründung eines Krisenstabs 
und eines Nachverfolgungs-Teams scheinen das Vertrauen 
in die Organisation gestärkt zu haben. Der Krankenstand 
hat sich verringert und die Pandemie könnte sich positiv 
auf die Fluktuation auswirken. Inwieweit die Auswirkun­
gen der Pandemie auch einen langfristig positiven Effekt 
auf die Verfügbarkeit von Fachkräften haben werden, kann 
zurzeit nicht vorausgesagt werden.

Digitaler Wandel

Die HPA hat die Chancen für die Weiterentwicklung in der 
Digitalisierung erkannt. Mit der im Jahr 2014 gestarteten 
strategischen Initiative „smartPORT“ hat die HPA begon­
nen, die Digitalisierung im Hamburger Hafen weiter voran­
zutreiben. Von der Ideenfindung über die Konzeption bis 
hin zur Entwicklung und Umsetzung der Prototypen wer­
den Forschungs- und Entwicklungsgelder zur Verfügung 
gestellt. Anschließend wird entschieden, ob die Prototypen 
durch die innovativen Technologien für die Effizienzsteige­
rungen und Geschäftsprozessoptimierung im Unternehmen 
tauglich sind oder ob auf Basis der Prototypen neue 
Geschäftsmodelle innerhalb der HPA oder mit Unterneh­
menspartnern aus der Wirtschaft aufgestellt werden kön­
nen.

Die Corona-Pandemie hat einen Schub für die Digitalisie­
rung von Strukturen und Prozessen bei der HPA ausgelöst. 
Durch die plötzliche Umstellung auf mobiles Arbeiten wur­
den viele Prozesse schnell und einfach digitalisiert. Die 
Fortsetzung dieses Trends wird für die HPA u. a. durch 
erhöhte Integration von digitalen Tools in den Arbeitsalltag 
eine Steigerung der Effizienz bedeuten.

Hamburg, 1. Juni 2021

Jens Meier 
Vorsitzender der Geschäftsführung

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers

An die Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen 
Rechts, Hamburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Hamburg Port Autho­
rity Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg, – bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn-und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs-und Bewertungsmetho­
den – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
der Hamburg Port Authority Anstalt des öffentlichen 
Rechts, Hamburg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell­
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften, den 
ergänzenden Bestimmungen des Gesetzes zur Errich­
tung der Hamburg Port Authority vom 29. Juni 2005, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. November 2019, 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grund­
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli­
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö­
gens-und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 
2020 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein­
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut­
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs­
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti­
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
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den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs­
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-
sichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf­
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapi­
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesetzes zur 
Errichtung der Hamburg Port Authority vom 29. Juni 2005, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. November 2019, in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, sowie dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund­
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kon­
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus­
ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtig­
ten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli­
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh­
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen­
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres­
abschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesetzes zur Errichtung der Hamburg Port Authority vom 
29. Juni 2005, zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. No­
vember 2019, entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh­
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus­
reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage­
bericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Auf­
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesent­
lichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres­
abschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen 
des Gesetzes zur Errichtung der Hamburg Port Authority 
vom 29. Juni 2005, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. November 2019, entspricht und die Chancen und Risi­
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt­
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü­
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrich­
tigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaft­
lichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent­
licher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach­
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grund­
lage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fäl­
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh­
rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll­
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele­
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs­
handlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der Gesellschaft abzugeben.

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz­
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsme­
thoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech­
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang­
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher­
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben­
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens­
tätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs­
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge­
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
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Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh­
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie­
genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz-und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt.

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz­
lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa­

men Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereig­
nisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort­
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit­
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel­
lungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kon­
trollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Hamburg, 4. Juni 2021

Ebner Stolz GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft

	 Thomas Götze	 Nicolai Hansen 
	 Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer 1292

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 060-21 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Schulsanierung Altbau, Rotenhäuser Damm 45  
in 21107 Hamburg
Bauauftrag: Aufzug
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 60.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. November 2021,  
Fertigstellung: ca. Februar 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
22. Oktober 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:	  
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:	  
http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. September 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1293

Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB OV 052-21 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung/Umbau am Soldatenfriedhof,  
Schwarzenbergstraße 50 in 21073 Hamburg 

Bauauftrag: Wärmeerzeugung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 129.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Februar 2022 bis ca. Mai 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Oktober 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe  
einkauf@gmh.hamburg.de  
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 24. September 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1294

Sonstige Mitteilungen
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Offenes Verfahren
Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB OV 055-21 CR 

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Sanierung/Umbau am Soldatenfriedhof, 
Schwarzenbergstraße 50 in 21073 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 520.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung 
bis ca. März 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
21. Oktober 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter: 

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh­hamburg.de/ausschreibungen

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 24. September 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1295

Offenes Verfahren

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB OV 061-21 ÍE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
MIN­Forum und Informatik, 
Sedanstraße 16­18 in 20146 Hamburg 

Bauauftrag: Befahranlage

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 360.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: ca. März 2022 bis November 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
22. Oktober 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh­hamburg.de/ausschreibungen

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 24. September 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 1296
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